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Unterrichtung 20/365
der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Formerfordernisse im Dienst-
recht und Anpassung weiterer dienstrechtlicher Regelungen

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Ver-
bindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz.

Federfihrend ist der Ministerprasident.

Zustandiger Ausschuss: Finanzausschuss
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und Anpassung weiterer dienstrechtlicher Regelungen

Sehr geehrte Frau Landtagsprasidentin,

den beiliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Formerfordernisse im
Dienstrecht und Anpassung weiterer dienstrechtlicher Regelungen tbersende ich unter
Hinweis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in
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Gesetzentwurf der Landesregierung

Gesetz zur Modernisierung der Formerfordernisse im Dienstrecht und Anpas-
sung weiterer dienstrechtlicher Regelungen

A. Problem

Im Dienstrecht, wie beispielsweise im Nebentatigkeitsrecht, befinden sich immer
noch Schriftformerfordernisse. Das verhindert eine einfache elektronische Kommuni-
kation und ist daher nicht mehr zeitgemali.

Im Laufbahnrecht und dem Beurteilungswesen haben sich praktische Anderungsbe-
darfe und im Hinblick auf die normativen Regelungen Uber die fiktive Nachzeichnung
von Regelbeurteilungen, den Beurteilungsmalstab und den Beurteilungszeitpunkt
bei Regelbeurteilungen neue Anforderungen infolge der Rechtsprechung ergeben.

FUr Beamtinnen und Beamte ist die Ablegung eines Diensteides vorgeschrieben, der
grundsatzlich in deutscher Sprache abzuleisten ist (§ 38 BeamtStG in Verbindung mit
§ 47 LBG). Das steht dem Bedurfnis aus der Praxis entgegen, den Diensteid auch in
einer in Schleswig-Holstein beheimateten Regional- oder Minderheitensprache ab-
leisten zu durfen. Zwar Iasst sich diesem Bedarf im Einzelfall unter Rickgriff auf vol-
kerrechtliche Verpflichtungen und in Ansehung des Schutzes der nationalen dani-
schen Minderheit, der Minderheit der deutschen Sinti und Roma und der friesischen
Volksgruppe sowie des Schutzes der niederdeutschen Sprache durch die Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein (Artikel 6 und 13) entsprechen, es fehlt jedoch
an einer klaren und transparenten Regelung.

Der Landesbeamtenausschuss als unabhangiges Gremium tagt in Prasenz, was
grundsatzlich weiterhin angemessen ist. Dennoch hat sich der Bedarf fur digitale und
hybride Sitzungsformate ergeben, die normativ abzusichern sind.

Daneben hat sich redaktioneller Anderungsbedarf in einzelnen beamtenrechtlichen
Normen ergeben.

B. Losung

In verschiedenen Bereichen, zum Beispiel im Nebentatigkeitsrecht

(8§ 70 bis 72, 75 LBG, §§ 11 und 15 Nebentatigkeitsverordnung) kann anstelle der
Schriftform die Textform im Sinne des § 126b BGB (analog) genutzt werden. Dies
schlieRt die Méglichkeit einer einfachen E-Mail ein. Ferner sollen die Anderungen
dazu beitragen, die digitalen Prozesse im Dienstrecht weiter zu fordern. Daneben
wird die im Vergleich zu anderen Landern in Schleswig-Holstein niedrige Abliefe-
rungsgrenze fur Entgelte aus Nebentatigkeiten im 6ffentlichen Dienst moderat er-
hoht.

Im Laufbahnrecht und Beurteilungswesen werden die Bestimmungen tber die Erpro-

bungszeit bei Ubertragung eines hoher bewerteten Dienstpostens harmonisiert (§ 20

LBG, neuer § 7a ALVO). Die Regelungen Uber den sogenannten Nachteilsausgleich

werden vereinfacht und klarer gefasst (§ 23 LBG, § 12 ALVO). Zudem wird die erfor-

derliche Zeit einer hauptberuflichen Tatigkeit zum Erwerb der Laufbahnbefahigung
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fur die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, aul3erhalb eines Vorbereitungsdiens-
tes von derzeit zwei Jahren und sechs Monaten auf zwei Jahre verringert. Zudem
wird die Formulierung zum Erfordernis einer Hochschulzugangsberechtigung mit
Blick auf Vorbereitungsdienste, die Studiengange aus anderen Bundeslandern bein-
halten, angepasst (§§ 20, 25, 26 ALVO).

Die Regelung uber die Probezeit (§ 19 LBG) wird erganzt, um zu verdeutlichen, dass
eine erneute arztliche Begutachtung vor der Ernennung auf Lebenszeit unter be-
stimmten Voraussetzungen maoglich ist. Dartuber hinaus werden analog der aktuellen
Anderung des BQFG-SH Anpassungen der Regelungen zur Anerkennung auslandi-
scher Berufsqualifikationen (§§ 30 ff. ALVO) vorgenommen (insbesondere Maoglich-
keit zur Vorlage von Nachweisen auch in englischer Sprache).

Ferner werden der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und des Schles-
wig-holsteinischen Oberverwaltungsgerichts folgend (BVerwG, Beschluss vom
23.11.2022, 1 WB 21.21; BVerwG, Urteil vom 12.10.2023, 2 A 7 /22; OVG Schles-
wig-Holstein, Beschluss vom 06.06.2025, 2 MB 13/24) ausdruckliche Regelungen
uber die fiktive Nachzeichnung von Regelbeurteilungen, den Beurteilungszeitraum
und den Beurteilungsmalstab bei zwischenzeitlichen Beférderungen geschaffen

(§ 59 LBG, §§ 39, 41, 41a und 41b neu ALVO).

In § 47 LBG wird klargestellt, dass der Diensteid oder das Gelébnis auch in einer in
Schleswig-Holstein beheimateten Regional- oder Minderheitensprache geleistet wer-
den kann.

Der Landesbeamtenausschuss tagt in der Regel weiterhin in Prasenz. Daneben wer-
den Regelungen flr digitale und hybride Sitzungsformate geschaffen (§ 97 LBG).

C. Alternative

Keine vergleichbaren Alternativen, mit denen die mit den beabsichtigten Regelungen
angestrebten Ziele erreicht werden kdnnten.

D. Kosten und Verwaltungsaufwand

1. Kosten

Die Anhebung der Ablieferungsgrenze im Nebentatigkeitsrecht fuhrt zu Minderein-
nahmen in nicht bezifferbarer Hohe.

2. Verwaltungsaufwand

Die Neuregelungen fluhren zu keinem erhéhtem Verwaltungsaufwand. Der Verzicht
auf die Schriftform bei einzelnen Regelungen, die Schaffung einer dynamischen Ver-
weisung beim Hochstbetrag im Nebentatigkeitsrecht sowie die Vereinfachung der
Regelungen zum Nachteilsausgleich tragen zur Minderung von Verwaltungsaufwand
bei.

E. Auswirkungen auf die private Wirtschaft
Ein Einfluss auf die private Wirtschaft ergibt sich nicht.
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F. Nachhaltigkeit

Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf die Handlungsfelder. Das Vorhaben hat
keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treibhausgasemissionen.

G. Landerubergreifende Zusammenarbeit

Die Konferenz Norddeutschland hat am 11. April 2007 beschlossen, unter Geltung
der neuen Kompetenzordnung die Zusammenarbeit ihrer Lander auf dem Gebiet des
offentlichen Dienstrechts zu intensivieren. Ziel ist es, im Rahmen der landesrechtli-
chen Verantwortlichkeiten und unbeschadet der Rechte der Landesparlamente die
Grundstrukturen so auszugestalten, dass eine dienstherrenubergreifende Mobilitat
gesichert und eine gleichgerichtete Entwicklung des o&ffentlichen Dienstrechts in den
norddeutschen Landern gefdrdert wird. Zur Wahrung dieser Zielsetzung unterrichten
sich die norddeutschen Lander moglichst friihzeitig und fortlaufend tber Vorhaben in
den Kernbereichen des Besoldungs-, Versorgungs-, Status- und Laufbahnrechts.

H. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung

Die Information des Landtages richtet sich nach dem Parlamentsinformationsge-
setz.

. Federfiihrung
Federflihrend ist der Ministerprasident.
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Gesetz zur Modernisierung der Formerfordernisse im Dienstrecht und Anpas-
sung weiterer dienstrechtlicher Regelungen

Vom

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 26. Marz 2009 (GVOBI. Schl.-H. S. 93, ber. S. 261),
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom [Datum und Fundstelle], wird wie
folgt geandert:

1. Die Inhaltslibersicht wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift zu § 97 wird wie folgt neu gefasst:
».8 97 Geschaftsordnung, Verfahren und Sitzungsformate®
b) Nach der Angabe zu § 135 wird die folgende Angabe eingeflgt:
,§ 136 Ubergangsregelung fiir die Erprobungszeit nach § 20¢.
2. In § 15 Absatz 2 wird folgender Satz angefugt:

,Auf Laufbahnbefahigungen, die sich auf bestimmte Amter oder Aufgabenberei-
che einer Laufbahn erstrecken, finden die Satze 1 und 2 nur Anwendung, soweit
eine entsprechend begrenzte Laufbahnbefahigung auch nach schleswig-holstei-
nischem Recht erworben werden kann.”

3. In§ 19 Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

,Liegen tatsachliche Anhaltspunkte vor, die gegen die Bewahrung in gesundheit-
licher Hinsicht sprechen konnen, gilt § 10 Absatz 2 entsprechend.”

4. In § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort ,drei durch das Wort ,sechs”
ersetzt.

5. § 23 erhalt folgende Fassung:
,§ 23
Benachteiligungsverbot, Nachteilsausgleich
(1) Bei der Bewerbung, Einstellung und der beruflichen Entwicklung durfen sich

1. Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und die Betreuung eines Kindes
unter achtzehn Jahren,
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2. die Pflege einer oder eines nach arztlichem Gutachten pflegebedurftigen An-
gehorigen,

3. Zeiten eines bei den Streitkraften der deutschen Bundeswehr oder der Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union, des Abkommens Uber den Europai-
schen Wirtschaftsraums oder der Schweiz abgeleisteten Wehrdienstes,

4. Zeiten eines Zivildienstes oder Bundesfreiwilligendienstes,

5. Zeiten eines Entwicklungsdienstes sowie

6. Zeiten eines freiwilligen sozialen oder freiwilligen dkologischen Jahres
nicht nachteilig auswirken.

(2) Zum Ausgleich der aus den in Absatz 1 genannten Grinden entstandenen
beruflichen Verzégerungen kann die Beamtin oder der Beamte ohne Mitwirkung
des Landesbeamtenausschusses abweichend von § 20 Absatz 2 Nummer 1
wahrend der Probezeit befordert werden. Das Ableisten der vorgeschriebenen
Probezeit bleibt unberuhrt.”

6. § 27 Absatz 2 wird wie folgt geandert:
a) In Satz 2 wird das Wort ,schriftlichen® gestrichen.
b) Es wird folgender Satz angefugt:
,Das Einverstandnis ist in Textform zu erklaren®
7. § 28 Absatz 2 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

,Die Abordnung bedarf der Zustimmung der Beamtin oder des Beamten, wenn
sie nach Satz 1 die Dauer von funf Jahren und nach Satz 2 die Dauer von zwei
Jahren Ubersteigt.”

8. §47 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefugt:

»,(5) Der Diensteid nach Absatz 1 und 2 oder das Geldbnis nach Absatz 3 und
4 kann auf Wunsch der Beamtin oder des Beamten auch in einer in Schles-
wig-Holstein beheimateten Regional- oder Minderheitensprache geleistet wer-
den. Satz 1 gilt fur die niederdeutsche Sprache und das Romanes der deut-
schen Sinti und Roma in ganz Schleswig-Holstein. Fir den Gebrauch der frie-
sischen Sprache gilt Satz 1 entsprechend im Kreis Nordfriesland und auf der
Insel Helgoland und fur den Gebrauch der danischen Sprache in den Kreisen
Nordfriesland, Schleswig-Flensburg und Rendsburg-Eckernférde sowie in den
kreisfreien Stadten Flensburg und Kiel.*

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

9. In § 56 Absatz 1 wird das Wort ,Dienstbehérde” durch das Wort ,,Landesbehér-
de“ ersetzt.
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10.

11.

12.

13.
14.

§ 59 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Eignung, Befahigung und fachliche Leistung der Beamtinnen und Beamten

sind regelmafig (Regelbeurteilung) und aus besonderem Anlass (Anlassbe-
urteilung) dienstlich zu beurteilen, wenn ihre dienstliche Tatigkeit im Beurtei-
lungszeitraum mindestens 25 Prozent der regelmaRigen Arbeitszeit betragt.”

b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Sofern keine aktuelle dienstliche Beurteilung vorliegt, kann die letzte Re-
gelbeurteilung unter Berucksichtigung der Entwicklung vergleichbarer Beam-
tinnen und Beamter fiktiv fortgeschrieben werden bei

1. Elternzeit,

2. einem Urlaub ohne Dienstbezluge nach § 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
oder bei

3. Freistellung von der dienstlichen Tatigkeit wegen einer Mitgliedschaft im
Personalrat, als Gleichstellungsbeauftragte oder als Vertrauensperson der
schwerbehinderten Menschen.

Die Vergleichsgruppe soll aus mindestens funf Beamtinnen und Beamten der-
selben Laufbahngruppe, desselben Einstiegsamtes und derselben Fachrich-
tung gebildet werden, die zum Zeitpunkt der letzten Regelbeurteilung vor der
Freistellung oder Beurlaubung dasselbe Statusamt innehatten und in der letz-
ten Regelbeurteilung dasselbe Gesamturteil erreicht haben.

In den Fallen von Nr. 1 und Nr. 2 darf sich die Fortschreibung langstens auf
neun Jahre erstrecken; in den Fallen von Nr. 3 soll die Fortschreibung neun
Jahre nicht Uberschreiten.”

c) In Absatz 3 Satz 1 Nummer 8 werden nach dem Wort ,Einzelheiten“ die Wor-
ter ,zum Verfahren und Inhalt” eingefugt.

In § 70 Absatz 4 Satz 2 wird das Wort ,schriftlich“ durch die Worte ,in Textform®
ersetzt.

§ 71 wird wie folgt geandert:
a) Das Wort ,schriftliches® wird gestrichen.

b) Es wird folgender Satz angeflgt: ,Das Verlangen der Dienstvorgesetzten zur
Ubernahme einer Nebentatigkeit ist der Beamtin oder dem Beamten in Text-
form mitzuteilen.”

In § 72 Absatz 2 wird das Wort ,schriftlich® durch die Worte ,in Textform® ersetzt.
§ 75 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) In Satz 1 wird das Wort ,Schriftform“ durch das Wort , Textform* ersetzt.

b) In Satz 3 wird das Wort ,schriftlich® durch die Worte ,in Textform* ersetzt.
-7 -
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15. § 79 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,§ 41 Satz 1 BeamtStG" durch die Anga-
be ,§ 41 Absatz 1 Satz 1 BeamtStG" ersetzt.

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absatze 2 bis 5 eingefligt:

»(2) Abweichend von Absatz 1 sind Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestands-
beamte sowie fruhere Beamtinnen und Beamte mit Versorgungsbezigen ver-
pflichtet, jede Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigung aulderhalb des
offentlichen Dienstes anzuzeigen, wenn sie in den letzten funf Jahren vor Be-
endigung des Beamtenverhaltnisses mit mindestens einer sicherheitsemp-
findlichen Tatigkeit nach § 2 Absatz 1 Landessicherheitsuberprifungsgesetz
(LSUG) betraut gewesen sind. Die Anzeigepflicht nach Satz 1 endet

1. funf Jahre nach Beendigung des Beamtenverhaltnisses, wenn die Beamtin
oder der Beamte mit Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand tritt,
und

2. in den ubrigen Fallen sieben Jahre nach Beendigung des Beamtenverhalt-
nisses.

(3) Die Anzeige nach den Absatzen 1 und 2 soll mindestens einen Monat vor
Aufnahme der Tatigkeit oder Beschaftigung erfolgen. Wird die Frist nicht ein-
gehalten, so kann die zustandige Behdrde die Aufnahme der Tatigkeit oder
Beschaftigung bis zur Dauer von hochstens einem Monat vorlaufig untersa-
gen.

(4) Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhestandsbeamte sowie frihere Beamtin-
nen und Beamte mit Versorgungsbezigen, die in den letzten funf Jahren vor
Beendigung des Beamtenverhaltnisses mit mindestens einer sicherheitsemp-
findlichen Tatigkeit betraut gewesen sind, die eine erweiterte Sicherheitstber-
prifung mit Sicherheitsermittiungen nach § 11 LSUG erfordert, bediirfen fiir
die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder sonstigen Beschaftigung fur eine
fremde Macht oder einen ihrer Mittelsmanner der vorherigen Genehmigung,
sofern die beabsichtigte Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigung einen
Bezug zu sicherheitsempfindlichen Belangen aufweist. Die Pflicht zur Einho-
lung einer Genehmigung endet

1. funf Jahre nach Beendigung des Beamtenverhaltnisses, wenn die Beamtin
oder der Beamte mit Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand tritt,
und

2. in den Ubrigen Fallen sieben Jahre nach Beendigung des Beamtenverhalt-
nisses.

(5) Die Absatze 1, 2 und 4 gelten nicht in den Fallen der anzeigefreien Tatig-
keiten im Sinne von § 72 Absatz 1.“
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16.

17.

18.
19.

20.

21.

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6 und erhalt folgende Fassung:

»(6) Zustandig fur die Untersagung nach § 41 Absatz 1 Satz 2 BeamtStG und
fur die Genehmigung nach Absatz 4 ist die oder der letzte Dienstvorgesetzte.”

In § 83 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort ,schriftlich“ durch die Wérter ,in Textform*
ersetzt.

In § 83a Absatz 2 Satz 3 wird das Wort ,schriftlich” durch die Worter ,in Text-
form® ersetzt.

In § 85 Absatz 3 Satz 5 wird das Wort ,schriftlich“ gestrichen.
§ 89 wird wie folgt geandert:
a) Vor dem ersten Absatz wird die Angabe ,a)" durch die Angabe ,(1)" ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 3 wird das Wort ,schriftlich® durch die Woérter ,in Textform*
ersetzt.

In § 89a Absatz 2 Satz 2 und in Absatz 3 Satz 2 wird jeweils das Wort ,schrift-
lich® durch die Woérter ,in Textform® ersetzt.

§ 97 wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift zu § 97 wird wie folgt neu gefasst:

»8 97 Geschaftsordnung, Verfahren und Sitzungsformate®
b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Die Sitzungen des Landesbeamtenausschusses sind nicht 6ffentlich und
sollen als Prasenzsitzung in Anwesenheit seiner Mitglieder vor Ort stattfin-
den.”

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefugt:

»,(3) Die oder der Vorsitzende kann die Sitzung wegen besonderer dul3erer
Umstande im Einvernehmen mit den Mitgliedern als digitale oder hybride Sit-
zung durchfuhren. Sitzungen sind im Sinne dieses Gesetzes digital, wenn sie
vollstandig mittels Video- oder Audiokonferenz durchgefuhrt werden. Sitzun-
gen im Sinne dieses Gesetzes sind hybrid, wenn die Mitglieder teilweise in
Anwesenheit vor Ort und teilweise unter Zuschaltung mittels Video- oder Au-
diokonferenz teilnehmen. Digitale und hybride Sitzungen sind nur zulassig,
wenn vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch die jeweilige
Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigegeben sind und geeignete techni-
sche und organisatorische MalRnahmen getroffen werden, um sicherzustellen,
dass Dritte vom Inhalt der Sitzungen keine Kenntnis nehmen kdnnen. Zu Be-
ginn der Sitzung ist die technische Fehlerfreiheit festzustellen. Dartber hin-
aus liegen Fehler bei der Ubertragung sowie technische Hinderungsgriinde
im Verantwortungsbereich der zugeschalteten Teilnehmenden. Technische
Stoérungen, die im Verantwortungsbereich der oder des Teilnehmenden lie-
gen, haben keine Auswirkungen auf die Wirksamkeit eines ohne sie oder ihn

-9-
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gefassten Beschlusses. Mitglieder, die mittels Video- oder Audiokonferenz an
digitalen oder hybriden Sitzungen teilnehmen, gelten als anwesend im Sinne
von § 98 Absatz 2 Satz 1. Video- oder Audioaufzeichnungen sind unzulassig.®

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und erhalt folgende Fassung:

»(4) Beauftragten der beteiligten obersten Dienstbehérde sowie Beschwerde-
fuhrerinnen und Beschwerdefihrern kann Gelegenheit zur Stellungnahme in
der Verhandlung gegeben werden. Sofern die Sitzung nach Absatz 3 mittels
Video- oder Audiokonferenz durchgefihrt werden soll, kénnen die nach Satz
1 genannten Personen ebenfalls mittels Video- oder Audiokonferenz an der
Sitzung teilnehmen und gelten als anwesend.”

22. In § 112 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ,schriftlich“ durch die Woérter ,in Text-
form® ersetzt.

23. § 125 Absatz 4 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,ourch die Wahrnehmung der in § 23 Absatz 1 Nummern 3 bis 6 genannten
Dienste darf der Bewerberin oder dem Bewerber kein Nachteil entstehen.”

24. Nach § 135 wird der folgende § 136 eingefugt:
.S 136
Ubergangsregelung fiir die Erprobungszeit nach § 20

Bei Beamtinnen und Beamten, die die Erprobungszeit nach § 20 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 in der bis zum [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes gemal Artikel 4] geltenden Fassung dieses Gesetzes
begonnen haben, gilt § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in der bis zum Ablauf
des [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gemaf
Artikel 4] geltenden Fassung fort.”

Artikel 2
Anderung der Allgemeinen Laufbahnverordnung

Die Allgemeine Laufbahnverordnung vom 19. Mai 2009 (GVOBI. Schl.-H. S. 236),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 der Verordnung vom 2. Dezember 2025 (GVOB..
Schl.-H. 2025 Nr. 167), wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:
a) Nach der Angabe zu § 7 wird die folgende Angabe eingeflgt:
»8 7a Erprobungszeit"
b) Die Uberschrift zu § 39 wird wie folgt neu gefasst:

-10 -
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,8 39 Dienstliche Beurteilung, Grundlagen, Ausnahmen
c) Nach der Angabe zu § 41a wird die folgende Angabe eingefligt:
»3 41b Fiktive Fortschreibung®
2. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefugt:
,§ 7a
Erprobungszeit

(1) Die Erprobungszeit ist die Zeit, in der die Beamtin oder der Beamte die
Eignung fur einen hoher bewerteten Dienstposten nachzuweisen hat.

(2) Die regelmalige Erprobungszeit dauert sechs Monate. Die Erprobungs-
zeit kann um hochstens sechs Monate verlangert werden, wenn die Eignung
bis zum Ablauf der Erprobungszeit nicht festgestellt werden kann. § 7 Absatz
2 gilt entsprechend.

(3) Auf die Erprobungszeit kdbnnen Zeiten Ubertragener Tatigkeiten, die min-
destens dem hoher bewerteten Dienstposten entsprochen haben und in de-
nen die Beamtin oder der Beamte sich erprobt hat, angerechnet werden.

(4) Auf der Grundlage der erstellten dienstlichen Beurteilung ist zum Ende der
Erprobungszeit festzustellen, ob die Beamtin oder der Beamte die Eignung
nachgewiesen hat. Kann die Eignung nicht festgestellt werden, ist von der
dauerhaften Ubertragung des Dienstpostens abzusehen oder die Ubertra-
gung zu widerrufen.”

3. § 12 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Als Nachteilsausgleich nach § 23 Absatz 2 LBG wird von Amts wegen die
eingetretene Verzdgerung im Umfang der tatsachlichen Dauer der in § 23 Ab-
satz 1 LBG genannten Betreuungs- oder Pflegezeiten oder Dienste bis zu einem
Zeitraum von insgesamt zwei Jahren berucksichtigt.”

4. § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 erhalt folgende Fassung:

»2. fur das erste Einstiegsamt einer Laufbahn der Laufbahngruppe 2 mindestens
in einem Umfang von zwei Jahren, fur das zweite Einstiegsamt einer Laufbahn
der Laufbahngruppe zwei in einem Umfang von zwei Jahren und sechs Mona-
ten.”

5. § 20 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geandert:

Die Angabe ,§ 39 Hochschulgesetz (HSG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 5. Februar 2016 (GVOBI. Schl.-H. S. 39), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 13. Dezember 2020 (GVOBI. Schl.-H. 2021 S. 2), soweit erforderlich und
zulassig nach Bestehen der nach § 39 Absatz 2 Satz 3 HSG vorgeschriebenen
Hochschuleignungsprufung,” wird durch die Angabe ,,dem fir die jeweilige Hoch-
schule geltenden Hochschulrecht” ersetzt.
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6. § 25 Absatz 1 Nummer 2 erhalt folgende Fassung:

»2. sofern mit der Einflhrung in die neue Laufbahn ein Hochschulstudium ver-
bunden ist, mussen sie eine Hochschulzugangsberechtigung nach dem fur die
jeweilige Hochschule geltenden Hochschulrecht nachweisen,”

7. § 26 wird wie folgt geandert:

a)

In Satz 1 wird die Angabe ,eine Hochschulzugangsberechtigung nach § 39
HSG, soweit erforderlich und zulassig nach Bestehen der nach § 39 Absatz 2
Satz 3 HSG vorgeschriebenen Hochschuleignungsprifung, nachweisen und®
gestrichen.

Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

»o0fern mit dem Vorbereitungsdienst fir die Laufbahngruppe 2 ein Hoch-
schulstudium verbunden ist, missen die Beamtinnen und Beamten vor der
Zulassung eine Hochschulzugangsberechtigung nach dem fir die jeweilige
Hochschule geltenden Hochschulrecht nachweisen.”

8. In § 32 Absatz 3 werden die bisherigen Satze 1 und 2 durch die folgenden Satze
ersetzt:

,Die Unterlagen nach Absatz 2 sind in deutscher oder englischer Sprache in
Kopie vorzulegen oder elektronisch zu Ubermitteln. Soweit die Unterlagen nicht
in deutscher oder englischer Sprache ausgestellt wurden, sind erganzend Uber-
setzungen in die deutsche oder englische Sprache beizufugen. In begrindeten
Ausnahmefallen findet § 82a Absatz 2 LVwG Anwendung.”

9. § 37 Absatz 2 Satz 4 wird gestrichen.

10.§ 39 wird wie folgt neu gefasst:

,§ 39

Dienstliche Beurteilung, Grundlagen, Ausnahmen

(1) Beamtinnen und Beamte sind alle drei Jahre im Rahmen der Regelbeurtei-
lung sowie im Rahmen der Anlassbeurteilung nach Eignung, Befahigung und
fachlicher Leistung zu beurteilen. Bewertungsmalfistab ist das statusrechtliche
Amt am Beurteilungsstichtag; die Anforderungen der im Beurteilungszeitraum
Ubertragenen Aufgaben sind dabei zu bertcksichtigen.

(2) Von der Regelbeurteilung sind Beamtinnen und Beamte ausgenommen,
1. die eine Probezeit ableisten,

2. die sich in einer Einfihrungs- oder Bewahrungszeit nach §§ 6, 10a, 25, 26, 27
oder 27a befinden,

3. denen ein Amt oberhalb der Besoldungsgruppe B 2 verliehen worden ist,

4. die in ein Beamtenverhaltnis auf Zeit berufen sind,
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5. die am Beurteilungsstichtag bereits langer als ein Jahr von ihren dienstlichen
Tatigkeiten in einem Umfang von mehr als 75 Prozent der regelmafigen Ar-
beitszeit beurlaubt oder freigestellt sind oder

6. die einer Laufbahn der Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt, angehoren.

(3) Die individuelle Regelbeurteilung soll um héchstens sechs Monate verscho-
ben werden, wenn am Stichtag der Regelbeurteilung keine hinreichende Beur-
teilungsgrundlage vorliegt. Eine hinreichende Beurteilungsgrundlage stellt in der
Regel eine Dienstausubung uber einen Zeitraum von mindestens sechs Mona-
ten in dem maRgeblichen statusrechtlichen Amt dar. Abweichend von Absatz 1
Satz 1 Alternative 1 verlangert sich der Beurteilungszeitraum der Regelbeurtei-
lung um den Zeitraum des Aufschubs. Der fir die nachfolgende Regelbeurtei-
lung maRgebende Zeitraum verkirzt sich.

(4) Anlassbeurteilungen sind
1. vor jeder Auswahlentscheidung
2. wahrend der Probezeit,

3. zum Ablauf der Einflhrungs- und Bewahrungszeit nach §§ 6, 10a bis c, 25,
26, 27 oder 27a; in der EinfUhrungs- oder Bewahrungszeit ist eine Anlassbeur-
teilung auch bei Wechsel der Beschaftigungsbehdrde zu erstellen,

4. zum Ablauf der Erprobungszeit nach § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 LBG in
Verbindung mit § 7a,

5. vor Beginn einer Beurlaubung oder Freistellung von dienstlichen Tatigkeiten
in einem Umfang von mehr als 75 Prozent der regelmaRigen Arbeitszeit, sofern
uber den Beurlaubungs- oder Freistellungszeitraum hinweg keine hinreichend
aktuelle Beurteilung gewahrleistet werden kann, oder

6. wenn sonstige dienstliche oder personliche Verhaltnisse es erfordern,
zu fertigen.

In den Fallen des Satzes 1 Nummer 1 ist eine Beurteilung nicht zu fertigen,
wenn eine hinreichend aktuelle Beurteilung nach § 59 Absatz 1 Satz 5 LBG vor-
liegt. Abweichend von Satz 2 ist eine Beurteilung zu fertigen, wenn

1. wahrend eines erheblichen Zeitraums seit der letzten Beurteilung wesentlich
andere Aufgaben wahrgenommen wurden oder

2. bei einer beabsichtigten Auswahlentscheidung das Alter der Beurteilungen
der Bewerberinnen und Bewerber mehr als drei Jahre voneinander abweicht.

Anlassbeurteilungen sind unter Berucksichtigung der bei Regelbeurteilungen
geltenden Grundsatze zu erstellen.

(5) Der Beurteilungszeitraum fir die Erstellung einer Beurteilung betragt mindes-
tens sechs Monate.
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(6) Nach Vollendung des 57. Lebensjahres wird eine Regelbeurteilung nur auf
Antrag der Beamtin oder des Beamten erstellt.”

11.§ 41 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingeflgt:

.(4) Gegenstand des Gesamturteils der Beurteilung sind die Leistung, Befahi-
gung und Eignung, die die Beamtin oder der Beamte im mal3geblichen status-
rechtlichen Amt erbracht hat. Sofern im Beurteilungszeitraum eine Beforde-
rung erfolgt, ist die Beurteilung aufzuteilen. Dabei fliel3t in das Gesamturteil
nur der Zeitraum nach der Beforderung ein und ist an den Anforderungen des
aktuellen hoheren Statusamtes zu messen. Der Zeitraum vor der Beférderung
ist gemessen an den Anforderungen des vorherigen Statusamtes zu berlck-
sichtigen, wenn dieser Zeitraum mindestens sechs Monate betragt.”

b) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 5.
12. In § 41a Absatz 2 wird folgender Satz angeflgt:

,Diese oder dieser hat die unmittelbare Vorgesetzte oder den unmittelbaren
Vorgesetzten der Beamtin oder des Beamten zu horen.*

13. Nach § 41a wird folgender § 41b eingefugt:
.S 41b
Fiktive Fortschreibung

(1) Die fiktive Fortschreibung gemaR § 59 Absatz 2 LBG ist vor einer Aus-
wahlentscheidung um einen Dienstposten oder ein Beforderungsamt unter
Berucksichtigung des seinerzeit angelegten Malistabs und der durchschnittli-
chen Entwicklung vergleichbarer Beamtinnen und Beamter (Vergleichsgrup-
pe) von Amts wegen durchzufuhren.

(2) Die Vergleichsgruppe soll zum Beginn der Beurlaubung oder Freistellung
gebildet werden und ist zu dokumentieren. Die betroffene Beamtin oder der
betroffene Beamte ist Uber die gebildete Vergleichsgruppe in anonymisierter
Form in Textform bekannt zu geben. Der Beamtin oder dem Beamten ist Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Anhérungsfrist gemaf Satz 3 be-
tragt zwei Wochen.

(3) Stehen zur Bildung der Vergleichsgruppe nicht mindestens funf Beamtin-
nen und Beamte gemal § 59 Absatz 2 Satz 3 LBG zur Verfligung, sind zu-
nachst Tarifbeschaftigte derselben Qualifikationsebene einzubeziehen. Wird
damit die MindestgroRe weiterhin nicht erreicht, sind die Beschaftigten einzu-
beziehen, die zum malgeblichen Zeitpunkt einer um eine Stufe abweichen-
den Besoldungs- oder Entgeltgruppe angehoren und in der letzten Regelbe-
urteilung mit einem entsprechenden Gesamturteil wie die oder der Betroffene
beurteilt wurden. Dabei sind die Gesamturteile unter Berlcksichtigung der
unterschiedlichen Besoldungs- oder Entgeltgruppen vergleichbar zu machen.
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(4) Stehen mehr als zehn Beamtinnen und Beamte fur die Bildung der Ver-
gleichsgruppe zur Verfigung, kann zur Verwaltungsvereinfachung aus ihnen
eine reprasentative Auswahl von mindestens zehn Personen getroffen werden.

(5) Mitglieder der urspringlichen Vergleichsgruppe scheiden aus der Ver-
gleichsgruppe aus, wenn fur diese kein aktuelles Regelbeurteilungsergebnis
vorliegt. Wird die Mindestgrofie von funf Beamtinnen und Beamten unter-
schritten, ist sie sachgerecht nach den in Absatz 3 aufgestellten Grundsatzen
aufzufillen.

(6) Die Beurteilung ist bis zu dem Zeitpunkt fiktiv fortzuschreiben, an dem die
aktuellsten Beurteilungen der Mitbewerberinnen und Mitbewerber abschlie-
Ren.

(7) In der fiktiven Fortschreibung sind neben dem Ergebnis der letzten Regel-
beurteilung alle noch verwertbaren Erkenntnisse Uber die freigestellte Bewer-
berin oder den freigestellten Bewerber heranzuziehen. Dabei ist ein fort-
schreitender Erfahrungsgewinn zu fingieren und die durchschnittliche Leis-
tungsentwicklung der Vergleichsgruppe wertend einzubeziehen.

(8) Das Gesamturteil der fiktiven Beurteilung errechnet sich aus dem auf eine
ganze Zahl gerundeten Durchschnittswert (arithmetisches Mittel) der Gesamt-
urteile der Vergleichsgruppe, im Falle der Einbeziehung von Beschaftigten
unterschiedlicher Besoldungs- oder Entgeltgruppen der entsprechend ver-
gleichbar gemachten Gesamturteile.

(9) Die Grundlagen, die Berechnungsweise, die maldgeblichen Erwagungen
und das Ergebnis der fiktiven Fortschreibung sind zu dokumentieren. Mindes-
tens die mafllgeblichen Erwagungen und das Ergebnis der fiktiven Fortschrei-
bung sind der betroffenen Beamtin oder dem betroffenen Beamten in anony-
misierter Form in Textform bekannt zu geben. Der Beamtin oder dem Beam-
ten ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Anhorungsfrist geman
Satz 3 betragt zwei Wochen.”

14.§ 42 wird wie folgt geandert:

In Absatz 3 wird die Angabe ,§§ 39 bis 41a“ durch die Angabe ,§§ 39 bis 41b"
ersetzt.

Artikel 3
Anderung der Nebentitigkeitsverordnung

Die Nebentatigkeitsverordnung vom 30. Marz 1990 (GVOBI. Schl.-H. S. 257), zuletzt
geandert durch Artikel 5 der Verordnung vom 14. Dezember 2021 (GVOBI. Schl.-H.
S. 1546, 1549); Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 66 der Verord-
nung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514, 528), wird wie folgt geandert:

1. § 9 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:
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»(2) Vergutungen fur Nebentatigkeiten nach Absatz 1 durfen den HAchstbetrag
nicht Ubersteigen. Der Hochstbetrag fur ein Kalenderjahr ist das Zwolffache der
vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales nach § 8 Absatz 1 a Satz 3 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften fur die Sozialver-
sicherung — in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009
(BGBI. | S. 850, ber. S 3973), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
27. April 2026 (BGBI. | 2026 Nr. 119, S. 10), bekanntgegebenen und fur das
Ende des Kalenderjahres mal3geblichen Geringflgigkeitsgrenze. In den Fallen
des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 bis 6 darf der Betrag im Einzelfall Gberschrit-
ten werden, insbesondere wenn anderenfalls die Austibung der Nebentatigkeit
nicht zugemutet werden kann.*

2. § 10 wird wie folgt geandert:

In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 wird jeweils die Angabe ,§ 9 Absatz Satz 1*
durch die Angabe ,§ 9 Absatz Satz 2“ ersetzt.

3. § 11 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Die Beamtin oder der Beamte bedarf der vorherigen Genehmigung der oder
des Dienstvorgesetzten in Textform, wenn bei der Austubung einer Nebentatig-
keit Einrichtungen, Personal oder Material ihres oder seines Dienstherrn in An-
spruch genommen werden soll.”

4. In § 15 Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,schriftlich oder elektronisch® durch
die Worter ,in Textform® ersetzt.

Artikel 4
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkindung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkinden.

Kiel,

Daniel Ginther

Ministerprasident

Dirk Schrodter
Minister und Chef der Staatskanzlei
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Begriindung:
I. Allgemeiner Teil
Schriftformerfordernisse

Schriftftormerfordernisse, auch im Dienstrecht, erschweren eine einfache elektroni-
sche Kommunikation und sind nicht mehr zeitgemal’. Daher werden nicht mehr zwin-
gend erforderliche Schriftformerfordernisse, beispielsweise im Nebentatigkeitsrecht,
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf abgebaut.

Laufbahnrecht und Beurteilungswesen:

Mit den Anderungen in § 59 Absatz 2 LBG, § 39 ALVO, § 41 ALVO und § 41a ALVO
werden zudem Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts und des Schleswig-
Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts im Beurteilungswesen umgesetzt, die sich
mit dem Maldstab der Regelbeurteilung nach einer Beforderung im Beurteilungszeit-
raum, der Lange des Regelbeurteilungszeitraums sowie der Moglichkeit der fiktiven
Nachzeichnung einer Beurteilung infolge einer Beurlaubung oder Freistellung be-
schaftigen.

Aufgrund der Festlegung des Mindestbeurteilungszeitraums durch die Rechtspre-
chung ergibt sich zudem Anderungsbedarf bei der Regelung des Erprobungszeit-
raums (§ 20 LBG).

In § 19 LBG wird klargestellt, dass eine arztliche Begutachtung zur Feststellung der
gesundheitlichen Eignung auch vor der Umwandlung in ein Beamtenverhaltnis auf
Lebenszeit und nicht nur vor der Begrindung eines Beamtenverhaltnisses moglich
ist.

Aufgrund der féderalen Modernisierungsagenda wird vorgreifend die notwendige Zeit
einer hauptberuflichen Tatigkeit zum Erwerb der Laufbahnbefahigung 2.1 von zwei
Jahren und sechs Monaten auf zwei Jahre reduziert.

Im Sinne des Burokratieabbaus werden die Regelungen zum Nachteilsausgleich ver-
einfacht.

Diensteid:

In § 47 LBG wird klargestellt, dass der Diensteid oder das Gelébnis auch in einer in
Schleswig-Holstein beheimateten Regional- oder Minderheitensprache geleistet wer-
den kann.

Landesbeamtenausschuss:

Kunftig wird die Durchfuhrung von digitalen oder hybriden Sitzungen ermdglicht. Der
Landesbeamtenausschuss soll grundsatzlich zwar weiterhin in Prasenz tagen, um
einen optimalen Austausch zwischen den Mitglieder zu ermoglichen. Dennoch soll
bei Bedarf die Sitzungen in digitaler oder hybrider Form geflhrt werden durfen.
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Il. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Landesbeamtengesetzes):

Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht):
Redaktionelle Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 24.

Zu Nummer 2 (§ 15):

Die Vorschrift des § 15 Absatz 2 LBG folgte der Regelung in § 19 Absatz 6 LBG a. F.
in der bis zum 31.03.2009 geltenden Fassung, wonach eine Beamtin oder ein Beam-
ter die Befahigung fur ,entsprechende” Laufbahnen nach dem LBG hatte. ,Entspre-
chend® bedeutete, dass Laufbahnen derselben Fachrichtung mit einer weitgehend
vergleichbaren Ausbildung vorliegen mussten. Im Zuge der Neuordnung des Lauf-
bahnrechts nach der Féderalismusreform wurde in § 15, davon ausgehend, dass das
Laufbahnrecht zumindest in den norddeutschen Landern weitgehend gleich ausge-
staltet bleibt, auf die Formulierung ,entsprechend” verzichtet. Zwischenzeitlich ist je-
doch zu konstatieren, dass Befahigungen nicht mehr zwingend miteinander ver-
gleichbar sind und nicht mehr unter dem Wortlaut des § 15 Absatz 2 LBG ,die Lauf-
bahnbefahigung“ subsumiert werden konnen. Insbesondere bei den in einigen Bun-
deslandern eingerichteten, auf bestimmte Aufgabenbereiche oder Verwendungen
beschrankten Befahigungen kann die Befahigung in Schleswig-Holstein nicht aner-
kannt werden, da diese Befahigungen anders als in Schleswig-Holstein nicht fur alle
Amter der Laufbahn erworben wurden. Es bedarf daher der entsprechenden Klarstel-
lung.

Zu Nummer 3 (§ 19):

§ 10 Absatz 2 LBG schreibt die Erstellung eines arztlichen Gutachtens in den Fallen
vor, in denen die gesundheitliche Eignung fur die Berufung in ein Beamtenverhaltnis
auf Lebenszeit oder in ein anderes, auf spatere Verwendung als Beamtin oder Be-
amter auf Lebenszeit abzielendes Beamten- oder Beschaftigungsverhaltnis festzu-
stellen ist (Landtagsdrucksache 16/2306, Seite 147). Dabei handelt es sich um die
Berufung in ein Beamtenverhaltnis auf Probe und um die im Einzelfall mogliche un-
mittelbare Berufung in ein Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit. Nicht ausdricklich ge-
regelt ist eine erneute Begutachtung zur Feststellung der Bewahrung in der Probezeit
in gesundheitlicher Hinsicht vor der Umwandlung in ein Beamtenverhaltnis auf Le-
benszeit. Die Feststellung der Bewahrung in gesundheitlicher Hinsicht kann oftmals
aufgrund vorhandener Erkenntnisse getroffen werden: Haben sich aus der vor der
Berufung in das Beamtenverhaltnis auf Probe erfolgten arztlichen Begutachtung kei-
ne Anhaltspunkte ergeben, die gegen die gesundheitliche Eignung sprechen kénnten
und sind in der Probezeit als sonstige Anhaltspunkte keine Auffalligkeiten wie zum
Beispiel lange oder immer wiederkehrende krankheitsbedingte Fehlzeiten oder mit
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medizinischen Ursachen begrundbare Verhaltensauffalligkeiten zu verzeichnen, ste-
hen keine Zweifel an der gesundheitlichen Eignung im Raum. Eine erneute arztliche
Begutachtung ware daher unverhaltnismafig. Haben sich in der Probezeit jedoch
entsprechende Anhaltspunkte ergeben, ist eine arztliche Abklarung vor Beendigung
der Probezeit bzw. der Umwandlung in ein Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit gebo-
ten. Das wird mit der Regelung klargestellt.

Zu Nummer 4 (§ 20):

Mit der Anderung wird die Erprobungszeit von drei auf mindestens sechs Monate
festgelegt. Grund hierfur ist eine Angleichung an die geltende Rechtslage im Beurtei-
lungswesen. Die Rechtsprechung hat einen Mindestzeitraum von sechs Monaten
Tatigkeit bzw. Einarbeitungszeit als Grundlage einer Beurteilung bestatigt (BVerwG
Urteil vom 12.10.2023 — 2 A 7.22, juris Rn. 41; BVerwG, Beschluss vom 03.03.2025 -
2 VR 4.24, juris Rn. 41; VGH Hessen, Beschluss vom 25.04.2022 — 1 B 2385/21,
juris Rn. 65; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 22.11.2013 — OVG 6 N 89.12
- juris).

Um die Eignung zum Ablauf der Erprobungszeit festzustellen, bedarf es zwingend
einer Anlassbeurteilung. Bei einem Zeitraum unter sechs Monaten besteht hierfur
jedoch keine hinreichende Beurteilungsgrundlage.

Auch in den anderen Bundeslandern und im Recht des Bundes ist eine mindestens
sechsmonatige Erprobungszeit vorgesehen, vgl. § 22 Absatz 2 BBG. Der Mindest-
zeitraum von sechs Monaten findet sich dartiber hinaus in weiteren beurteilungs-
rechtlichen Vorschriften (vgl. §§ 39 Absatz 4, 41a Absatz 2 Satz 4 ALVO), wodurch
ein allgemeiner Grundsatz zum Ausdruck kommt. Um Widerspriiche zu vermeiden,
ist eine Anpassung und Begrenzung der Erprobungszeit daher vorzunehmen.

Zur Erprobungszeit wird erganzend § 7a ALVO neu eingefuhrt.

Zu Nummer 5 (§ 23):

Im Sinne des Burokratieabbaus werden die Regelungen zum Nachteilsausgleich ver-
einfacht. Dabei wird von der aufgrund zahlreicher Anderungen des Bundes im Solda-
tenrecht inzwischen Uberholten Verweisung auf das Soldatenversorgungsgesetz, mit
dem urspringlich die berucksichtigungsfahigen Zeiten des Wehrdienstes von Zeitsol-
daten auf die (jeweilige) Dauer des Grundwehrdienstes beschrankt wurden, Abstand
genommen. Kunftig werden mit der vereinfachten Regelung samtliche, bei Streitkraf-
ten der Bundeswehr und kunftig auch der Mitgliedstaaten der Europaischen Union,
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum sowie der Schweiz abge-
leistete Wehrdienste, unabhangig davon, in welchem Soldatenverhaltnis diese freiwil-
lig oder verpflichtend abgeleistet wurden, mit den im Rahmen des Nachteilsaus-
gleichs bisher unter § 23 Absatz 4 Nummern 3 bis 5 genannten Freiwilligendiensten
gleichgestellt. Die Erweiterung auf die Mitgliedstaaten des Abkommens Uber den Eu-
ropaischen Wirtschaftsraum (Norwegen, Island und Liechtenstein) sowie der
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Schweiz dienen der Gleichstellung der abgeleisteten Wehrdienste im gesamteuropai-
schen Raum.

Die Vorschrift, wonach ein Nachteilsausgleich aufgrund zwischenzeitlich eingetrete-
ner Erhohung der Anforderungen an die fachliche Eignung gewahrt wird (§ 23 Absatz
2), entfallt, da weder ein faktischer Bedarf noch praktische Anwendungsfalle beste-
hen.

Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 2.

Nahere Regelungen, insbesondere zur Hochstdauer der berlcksichtigungsfahigen
Zeiten, werden weiterhin in der ALVO getroffen.

Zu Nummer 6 (§ 27):

Die ausschliel3liche Schriftform, die nur durch eine qualifizierte elektronische Form
ersetzt werden konnte, ist nicht notwendig, um das Einvernehmen zwischen zwei
Dienstherren zu einer dienstherrentbergreifenden Versetzung zu erklaren. Es genugt
die Textform, was die Ubermittlung des Einverstandnisses per einfacher E-Mail er-
moglicht. Fur die Textform gilt § 126b BGB (analog). Die Schriftform bleibt weiterhin
zuldssig, da durch sie die Anforderungen der Textform stets miterfullt werden.

Zu Nummer 7 (§ 28):

Es handelt sich um eine Harmonisierung der Regelung in Absatz 2 im Verhaltnis zu
Absatz 3 und § 14 Absatz 3 Satz 2 BeamtStG. Da die zustimmungsfreie dienst-
herrninterne Abordnung in eine nicht dem Amt, aber dem Grundgehalt der Beamtin
oder des Beamten entsprechende Tatigkeit im Vergleich zur entsprechenden dienst-
herrntbergreifenden Abordnung den weniger schweren Eingriff in die Rechtsposition
der Beamtin oder des Beamten darstellt, ist es nicht geboten, die Hochstdauer dieser
Malnahme uber das bei dienstherrniibergreifender Abordnung geltende Mal} hinaus
zu beschranken.

Die Héchstdauer wird daher bei finf Jahren vereinheitlicht. Die Abordnung in eine
nicht dem Grundgehalt des Amtes entsprechende Tatigkeit bleibt dabei ohne Zustim-
mung der Beamtin oder des Beamten weiterhin auf maximal zwei Jahre beschrankt.
Die dienstherrntibergreifende Abordnung in eine solche Tatigkeit ist weiterhin nur mit
Zustimmung der Beamtin oder des Beamten moglich.

Zu Nummer 8 (§ 47):

Bereits unter Auslegung der bisherigen Regelung ist es moglich, den Diensteid oder
das Geldbnis in einer in Schleswig-Holstein beheimateten Regional- und Minderhei-
tensprache zu leisten: § 47 LBG kann (landes-) verfassungskonform, volkerrechts-
freundlich und im Sinne der Rechtseinheit im Landesrecht so ausgelegt werden,
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dass die dem im LBG in deutscher Sprache geregelten Text inhaltlich identische Ei-
desleistung auch in einer im jeweiligen Sprach- und Verwaltungsgebiet verbreiteten
Minderheiten- und Regionalsprache zulassig ist.

Zur Klarstellung und im Sinne der Anwenderfreundlichkeit wird diese Moglichkeit un-
mittelbar im Gesetz geregelt. Dadurch wird festgelegt, welche Regional- und Minder-
heitensprache in dem jeweiligen Verwaltungsgebiet fur den Diensteid oder das Ge-
I6bnis angewendet werden kann.

Die Entscheidung, den Diensteid bzw. das Geldbnis in einer der Regional- und Min-
derheitensprachen zu leisten, die in Schleswig-Holstein durch die Europaische Char-
ta der Regional- oder Minderheitensprachen geschiitzt sind, ist immer freiwillig. Die
Eides- bzw. Gelébnisformel in der Regional- oder Minderheitensprache soll nicht
durch die Dienststelle oder den Vorgesetzten Uberprift werden. Der Beamte oder die
Beamtin bestatigt mit einer Unterschrift unter das Empfangsbekenntnis fur die Ernen-
nungsurkunde, dass die beiden Textversionen (in Regional- oder Minderheitenspra-
che und Hochdeutsch) Ubereinstimmen.

Mit der Aufnahme in den § 47 Absatz 5 erfahrt das Romanes der deutschen Sinti und
Roma dieselbe Anerkennung wie das Niederdeutsche, das Danische und das Nord-

friesische in Schleswig-Holstein. In der Umsetzung der neuen Regelung ist eine Dis-
kriminierung einer dieser genannten Sprachen auszuschliel3en.

Zu Nummer 9 (§ 56):

AusschlieRlich redaktionelle Anderung zur Vereinheitlichung der Begrifflichkeiten im
LBG.

Zu Nummer 10 (§ 59):
Buchstabe a):

Neben einer deklaratorischen Legaldefinition erfolgt die Klarstellung, dass dienstliche
Beurteilungen erst bei der Tatigkeit im Umfang von mindestens 25 % der regelmafi-
gen Arbeitszeit erstellt werden kdnnen.

Buchstabe b):

Nach dem Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 23.11.2022, 1 WB 21.21,
der sich der 2. Senat des BVerwG mit Beschluss vom 03.03.2024, 2 VR 4.24, ange-
schlossen hat, sind die wesentlichen Vorgaben fur die fiktive Fortschreibung der letz-
ten regelmafigen dienstlichen Beurteilung auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen.
Eine Verordnungsermachtigung muss nach Artikel 80 Absatz 1 Satz 2 GG Inhalt,
Zweck und Ausmal} hinreichend bestimmt regeln. Zu den wesentlichen normativen
Leitlinien, die einer gesetzlichen Regelung bedurfen, zahlen die Entscheidung fur ein
bestimmtes Fordermodell (Systementscheidung), die Bestimmung des davon be-
gunstigten Personenkreises sowie die Festlegung der zentralen, die Férderung maf3-
geblich beeinflussenden Kriterien.
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Die Entscheidung flr ein Férdermodell, namlich fur das Vergleichsgruppenmodell,
|&sst sich bereits dem bisherigen § 59 Absatz 2 LBG entnehmen. Hier erfolgen allen-
falls redaktionelle Anpassungen.

Der begunstigte Personenkreis wird gegenuber der bisherigen Regelung erweitert.
Hintergrund ist der Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 26.01.2023, 1
WB 41.21, wonach es auch fur die fiktive Fortschreibung von freigestellte Personalra-
te einer gesetzlichen Grundlage bedarf. Daher kann kunftig bei Elternzeit, bei einem
Urlaub ohne Dienstbezuge nach § 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 LBG und bei Freis-
tellung von der dienstlichen Tatigkeit wegen einer Mitgliedschaft im Personalrat, als
Gleichstellungsbeauftragte oder als Vertrauensperson der schwerbehinderten Men-
schen die letzte regelmallige dienstliche Beurteilung unter Bericksichtigung der Ent-
wicklung vergleichbarer Beamtinnen und Beamter fortgeschrieben werden, wenn kei-
ne aktuelle dienstliche Beurteilung im Sinne des Absatzes 1 vorliegt.

Die freigestellten Beamtinnen und Beamten durfen wegen ihrer Tatigkeit nicht be-
nachteiligt oder beglnstigt werden. Mit der Aufnahme dieser Personengruppen exis-
tieren erstmals normative Vorgaben, wie konkret das Benachteiligungs- und Beguns-
tigungsverbot umgesetzt werden soll.

Ferner wurden in Satz 2 die mal3geblichen Kriterien zur Bildung der Vergleichsgrup-
pe festgelegt. Die Regelung von Einzelheiten zum Verfahren und Inhalt bleibt nach
Absatz 3 Nummer 8 den jeweiligen Laufbahnverordnungen vorbehalten.

Der Zeitraum der fiktiven Fortschreibung wurde in den Fallen von Nr. 1 und Nr. 2 auf
langstens neun Jahre anstatt wie bisher auf drei Regelbeurteilungszeitraume be-
grenzt. Hintergrund sind von den Vorgaben der ALVO in speziellen Regelungen ab-
weichende Regelbeurteilungszeitraume wie zum Beispiel der zweijahrige Regelbeur-
teilungszeitraum fir den Polizeivollzugsdienst. Damit wird nunmehr unabhangig von
den unterschiedlichen Regelbeurteilungszeitraumen ein einheitlicher férderwirdiger
Zeitraum festgelegt.

Der gewahlte Zeitraum von hochstens neun Jahren entspricht den Vorgaben der
Rechtsprechung (vgl. BVerwG, Urteil vom 16.12.2010 — 2 C 11/09; BayVGH, Be-
schluss vom 18.11.2015 — 6 CE 16.2260; VGH Hessen, Beschluss vom 30.03.2022
—1 B 308/21).

In den Fallen von Nr. 3 ist fur den Regelfall eine zeitliche Beschrankung vorgesehen.
Eine Uberschreitung des 9-Jahres-Zeitraums kann hier jedoch in Einzelfallen zulas-
sig sein, um bei dieser Personengruppe eine unbeeinflusste Austbung ihrer Tatigkeit
sicherzustellen. Voraussetzung ist, dass eine belastbare Tatsachengrundlage vor-
liegt. Fehlt eine solche belastbare Tatsachengrundlage, ist eine fiktive Fortschrei-
bung der Beurteilung ausgeschlossen. Es miussen sodann andere aktuelle Bewer-
tungsgrundlagen, wie ein Assessment-Center-Verfahren oder Auswahlgesprache,
geschaffen werden, um eine angemessene Vergleichbarkeit herstellen zu kénnen.
Eine belastbare Tatsachengrundlage ist nicht mehr vorhanden, wenn die Dienstzeit
der freigestellten Beamtin bzw. des freigestellten Beamten vor der Freistellung zu
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kurz war, um eine verlassliche Prognose der kunftigen Leistungsentwicklung zu er-
moglichen. Entscheidend ist dabei das Vorhandensein einer fundierten Tatsachen-
grundlage, die im Auswahlverfahren den einheitlichen Bewertungsmalstab des Leis-
tungsgrundsatzes aus Art. 33 Absatz 2 GG erfullt und damit eine Beurteilung auf Ba-
sis tatsachlicher Leistungen erlaubt. Ohne diese Grundlage kann keine gerechte und
rechtssichere Bewertung erfolgen.

Zu Nummern 11 bis 14 (§§ 70, 71, 72, 75):

Ersetzung der bisher ausschlie3lich moglichen Schriftform durch die Textform; daher
auch Ermoglichung einer einfachen E-Mail. Die Nutzung der Schriftform bleibt weiter-
hin moglich.

Zu Nummer 15 (§ 79):

Hintergrund fur die Neuregelung ist, dass das Parlamentarische Kontrollgremium des
Deutschen Bundestages in seinen Offentlichen Bewertungen vom 11. Dezember
2020 (Bundestags-Drucksache 19/25180) und vom 10. Mai 2023 (Bundestags-
Drucksache 20/6775) u.a. festgestellt hat, dass eine relevante Anzahl von Sachver-
halten vorliege, in denen pensionierte Angehorige von Sicherheitsbehdrden im
Dienst erworbene Fahigkeiten und sicherheitsrelevantes Spezialwissen in gewaltbe-
reiten Zusammenschlissen ohne Beachtung der bestehenden Geheimhaltungs- und
Verschwiegenheitspflichten gegen die Interessen der Bundesrepublik Deutschland
einsetzen. Dem Bund und den Landern wurde eine konsistente Genehmigungspraxis
fur Nebentatigkeiten jener Beamtinnen und Beamten empfohlen, die mit sicherheits-
empfindlichen Tatigkeiten und Spezialwissen aus Sicherheitsbehdrden betraut sind.

Der Bundesgesetzgeber hat daraufhin mit dem Gesetz zur Beschleunigung von Dis-
ziplinarverfahren in der Bundesverwaltung und zur Anderung weiterer dienstrechtli-
cher Vorschriften (Bundestags-Drucksache 20/6435) Anderungen an § 105 Bundes-
beamtengesetz (BBG) vorgenommen. Ferner hat er Anderungen an § 41 BeamtStG
dergestalt vorgenommen, dass auch den Landern eine Regelung an die Hand gege-
ben wurde, durch die eigene landesrechtliche Regelungen, vergleichbar dem § 105
BBG, fur bestimmte Gruppen von Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten
entwickelt werden konnen. Diese Regelungen sind am 1. April 2024 in Kraft getreten.

Der Landesgesetzgeber macht daher mit dem neuen § 79 LBG — welcher sich an die
bundesrechtliche Regelung des § 105 BBG orientiert — von der in § 41 BeamtStG
geschaffenen Mdglichkeit Gebrauch.

Zu Absatz 1:
Der neue Absatz 1 entspricht der bisherigen Regelung des § 79 LBG.
Zu Absatz 2:

Die neue Regelung des Absatzes 2 begrindet eine generelle Anzeigepflicht bei
Ubernahme einer Erwerbstéatigkeit oder sonstigen Beschéaftigung auRerhalb des
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offentlichen Dienstes fur alle Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandbeamten sowie
friheren Beamtinnen und Beamten mit Versorgungsbezigen, sofern sie in den letz-
ten funf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhaltnisses mit mindestens einer si-
cherheitsempfindlichen Tatigkeit nach § 2 Absatz 1 Landessicherheitsuberprifungs-
gesetz (LSUG) betraut gewesen sind. Im Gegensatz zu der allgemeinen Regelung
nach Absatz 1 entfallt damit die durch die ehemalige Beamtin oder den ehemaligen
Beamten vorzunehmende Bewertung des dienstlichen Zusammenhangs und der
Moglichkeit der Beeintrachtigung dienstlicher Interessen durch die nachamtliche Ta-
tigkeit.

Zu Absatz 3:

Durch die Monatsfrist soll sichergestellt werden, dass die zustandige Behorde bereits
vor Aufnahme der Tatigkeit prifen kann, ob zu besorgen ist, dass durch die Tatigkeit
dienstliche Interessen beeintrachtigt werden. Ferner besteht die Moglichkeit zur Un-
tersagung fur die Dauer von einem Monat, sofern die Frist nach Satz 1 nicht einge-
halten wurde.

Zu Absatz 4:

Mit dem neuen Absatz 4 wird ein Genehmigungsverfahren eingefuhrt. Es betrifft die
Falle, in denen Personen Uber ein besonderes sicherheitsrelevantes Wissen, welche
eine erweitere Sicherheitstiberpriifung mit Sicherheitsermittiungen nach § 11 LSUG
erfordert, verfigen. Daher bedarf es nunmehr fur den in Absatz 4 genannten Perso-
nenkreis vor der Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigungen flr
eine fremde Macht oder einen ihrer Mittelsmanner der vorherigen Genehmigung. Die
Erforderlichkeit ergibt sich daraus, dass ein gesteigertes Risiko besteht, das dieses
sicherheitsrelevante Wissen missbrauchlich verwendet wird. Der Begriff ,fremde
Macht“ meint im Kontext mit dem Landesverfassungsschutzgesetz Schleswig-Hols-
tein, aber auch zu verschieden Vorschriften des Strafgesetzbuches, z. B. §§ 93, 94
StGB Regierungen auslandischer Staaten, aber auch Exilregierungen und zwischen-
oder Uberstaatliche Organisationen mit selbstandiger staatlicher Gewalt. In welcher
volkerrechtlichen oder bindnispartnerschaftlichen Beziehung die fremde Macht zur
Bundesrepublik Deutschland steht, ist dabei fir das Bestehen der Genehmigungs-
pflicht nicht von Belang. Ebenfalls unterfallt eine Tatigkeit fur Mittelsmanner einer
fremden Macht dem Genehmigungsvorbehalt. Die Pflicht zur Einholung einer Geneh-
migung besteht fur funf Jahre, wenn die Beamtin oder der Beamte mit Erreichen der
Regelaltersgrenze in den Ruhestand tritt, und in den Ubrigen Fallen sieben Jahre.

Zu Absatz 5:

Durch Absatz 5 wird eine Ausnahme fur Tatigkeiten geregelt, die im aktiven Beam-
tenverhaltnis anzeigefrei sind. Die nachamtlichen Tatigkeiten nach § 79 LBG mus-
sen, um untersagt zu werden, objektiv geeignet sein, dienstliche Interessen zu beein-
trachtigen. In Tatigkeiten, die aktive Beamtinnen und Beamte als anzeigefreie Ne-
bentatigkeiten austben kdénnen, kann bei ausgeschiedenen Beamten grundsatzlich
keine Beeintrachtigung dienstlicher Interessen gesehen werden. Die Wertung des
Gesetzgebers, die sogar bei aktiven Beamtinnen und Beamten zur Freiheit dieser

-24 -



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode Drucksache 20/#N!#

Tatigkeiten ohne Anzeigepflicht bis zur Grenze der konkreten Verletzung anderweiti-
ger Pflichten fuhrt, muss fur ausgeschiedene Beamte schon angesichts des noch
engeren verfassungsrechtlichen Rahmens erst recht gelten (vgl. Plog/Wiedow zu §
69a BBG a. F. Rdnr. 10). Fir Tatigkeiten zur Wahrung von Berufsinteressen in Ge-
werkschaften und Berufsverbanden oder in Organen von Selbsthilfeeinrichtungen gilt
dies im besonderen Malde; diese Tatigkeiten sind aufgrund von Art. 9 Grundgesetz
privilegiert.

Zu Nummern 16 bis 18 (§§ 83, 83a, 85):

Erganzung der bisher ausschlie3lich moglichen Schriftform um die Textform; daher
auch Ermoglichung einer einfachen E-Mail.

Zu Nummer 19 (§ 89):

Korrektur eines redaktionellen Fehlers aus der Veroffentlichung des Gesetzes zur
Modernisierung des Landesbeamtenrechts vom 21. Juli 2016 (GVOBI. Schl.-H. S.
597).

Zu Nummer 20 (§ 89a):

Erganzung der bisher ausschlie3lich moglichen Schriftform um die Textform; daher
auch Ermdglichung einer einfachen E-Mail.

Zu Nummer 21 (§ 97):

Schaffung einer Rechtsgrundlage aufgrund derer der Landesbeamtenausschuss auf
Prasenzsitzungen verzichten kann, sofern es die besonderen auflteren Umstande
erfordern.

Zu Absatz 2:

Die Sitzungen sollen grundsatzlich in Prasenz stattfinden, um einen optimalen Aus-
tausch zwischen den Mitgliedern zu ermoglichen.

Zu Absatz 3:

Die Voraussetzungen fur die Durchfihrung von digitalen und hybriden Sitzungen des
Landesbeamtenausschusses werden geschaffen. Absatz 3 beschreibt die beiden
alternativen Sitzungsformate. Die Moglichkeit, die Sitzungen digital oder hybrid
durchzufihren, besteht nur aufgrund besonderer au3erer Umstande und im Einver-
nehmen mit den Mitgliedern. Besondere aullere Umstande, weshalb die Mitglieder
nicht zum Sitzungsort anreisen oder vor Ort teilnehmen kdnnen, sind zum Beispiel
aufgrund einer Pandemie, eines Unwetters oder eines Arbeitskampfs im offentlichen
Nah- und Fernverkehr. Das Einvernehmen ist spatestens vor Beginn der Sitzung ein-
zuholen.
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Ferner wird klargestellt, wie mit moglichen technischen Stérungen umzugehen ist. Zu
Sitzungsbeginn ist die technische Fehlerfreiheit zu priifen. Ubertragungsfehler sowie
technische Hindernisse fallen in den Verantwortungsbereich der zugeschalteten Teil-
nehmenden. Diese klare Zuordnung soll verhindern, dass unklare Verantwortlichkei-
ten bei digitalen oder hybriden Sitzungen zu Stérungen fuhren, die die Beschlussfas-
sung gefahrden konnten.

Zu Nummer 22 (§ 112):

Erganzung der bisher ausschlie3lich moglichen Schriftform um die Textform, daher
auch Ermoglichung einer einfachen E-Mail.

Zu Nummer 23 (§ 125):
Folgeanderung zu § 23.

Zu Nummer 24 (§ 136):

Aus Vertrauensschutzgriinden ist eine Ubergangsregelung zu Artikel 1 Nummer 4
(§ 20) erforderlich.

Zu Artikel 2 (Anderung der Allgemeinen Laufbahnverordnung):

Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht):
Redaktionelle Folgeanderungen zu Nummern 2 und 11.

Zu Nummer 2 (§ 7a):
Absatz 1

Vor einer Beforderung soll die Eignung fir einen hoher bewerteten Dienstposten fest-
gestellt werden.

Absatz 2

Nach § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 LBG in Verbindung mit § 7a Absatz 2 ALVO ist
eine mindestens sechsmonatige Erprobungszeit vorgeschrieben, um ausreichende
Erkenntnisse Uber die tatsachliche Leistung in der konkreten Funktion zu erhalten, in
der die Beforderung erfolgen soll. Die Erprobungszeit kann um héchstens sechs Mo-
nate verlangert werden, sofern die Eignung bis zum Ablauf der sechsmonatigen Er-
probungszeit nicht festgestellt werden konnte. Diese Regelung ermdglicht eine Ver-
ldngerung in besonders gelagerten Einzelfallen, in denen noch keine Feststellungen
zur Eignung in der Erprobungszeit getroffen werden konnten.
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Absatz 3

Eine erneute Erprobung ist dann nicht mehr zu fordern, wenn die Beamtin oder der
Beamte sich in Tatigkeiten eines Dienstpostens gleicher Bewertung bereits erprobt
hat.

Absatz 4

Die Eignungsfeststellung fur den hoherwertigen Dienstposten erfolgt auf Grundlage
einer dienstlichen Beurteilung. Mal3stab ist der hOherwertige Dienstposten. Bei der
Erprobungszeit ist festzustellen, ob sich die Beamtin oder der Beamte im Rahmen
der Erprobung gerade auf dem hoherwertigen Dienstposten erprobt hat (vgl. BVer-
wG, Beschluss vom 12.10.2023, 2 A 7/22, Rdnr. 39).

Der erfolgreiche Abschluss der Erprobungszeit begriindet keinen Anspruch auf Be-
forderung.

Kann die Eignung der Beamtin oder des Beamten nicht festgestellt werden, ist die
Ubertragung des hoher bewerteten Dienstpostens riickgéngig zu machen.

Zu Nummer 3 (§ 12):

Die einheitliche Begrenzung der im Wege des Nachteilsausgleichs berucksichti-
gungsfahigen Zeiten auf zwei Jahre resultiert aus dem Wegfall der friheren Beférde-
rungsabstandsfrist von einem Jahr nach Ablauf der Probezeit. Die bisher mogliche
Anerkennung bei mehreren Kindern bis zu drei Jahren I6ste die Beforderungsreife
mit Beginn der Probezeit aus. Ein beurteilbarer Zeitraum lage in diesen Fallen nicht
vor und auch die Mindestprobezeiten waren nicht abgeleistet. Dies ist nicht praktika-
bel und bedeutet eine ungerechtfertigte Bevorzugung gegenuber Laufbahnbewerbe-
rinnen und Laufbahnbewerbern, die auf Basis beurteilbarer Leistungen frihestens
nach Ablauf der Mindestprobezeit beférdert werden kénnen.

Hinsichtlich der Berechnung des Nachteilsausgleichs erfolgt kiinftig zum Abbau des
Verwaltungsaufwandes eine Vereinfachung bzw. Klarstellung. Die Berechnung rich-
tet sich allein nach der Dauer des jeweiligen Dienstes bzw. der jeweiligen zum Aus-
gleich berechtigenden Zeit.

Zur Berucksichtigung der Wehrdienstzeiten wird auf die Begrindung zu § 23 LBG
verwiesen.

Zu Nummer 4 (§ 14)

Zur Steigerung der Attraktivitat des 6ffentlichen Dienstes als Arbeitgeber und Ermog-
lichung eines flexibleren Zugangs in diesen wird die fur die Erlangung der Laufbahn-
befahigung in der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt erforderliche Mindestdauer ei-
ner hauptberuflichen Tatigkeit von 2 Jahren und 6 Monaten auf 2 Jahre reduziert.
Dies dient einer starkeren Offnung des Laufbahnzugangs fiir externe Fachkréafte und
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Seiteneinsteiger, die die Laufbahnbefahigung nicht im Rahmen eines Vorbereitungs-
dienstes erwerben.

Zu Nummern 5 - 7 (§§ 20, 25 und 26):

Die Formulierung zum Erfordernis einer Hochschulzugangsberechtigung wird mit
Blick auf Vorbereitungsdienste, die Studiengange aus anderen Bundeslandern bein-
halten, angepasst (§§ 20, 25, 26 ALVO). Die bisherigen Regelungen lassen unbe-
rucksichtigt, dass die Vorbereitungsdienste in einigen Fachrichtungen Studiengange
an Hochschulen anderer Bundeslander oder des Bundes beinhalten (z. B. Rechts-
pfleger, Feuerwehr), fir die eine ggf. von schleswig-holsteinischem Hochschulrecht
abweichende Hochschulzugangsberechtigung nach dem fir die jeweilige Hochschule
geltenden Hochschulrecht erforderlich ist.

Zu Nummer 8 (§ 32 Absatz 3):

Analog der Anpassung in § 5 BQFG SH werden kunftig neben Unterlagen in deut-
scher Sprache auch Unterlagen in englischer Sprache als Regelfall akzeptiert. Die
Wahl zwischen den beiden Sprachen kommt der antragstellenden Person zu. Dies
soll insbesondere antragstellenden Personen im Ausland die Beschaffung der erfor-
derlichen Antragsunterlagen erleichtern und auch Kosteneinsparungen ermdglichen.
Die Akzeptanz englischer Ubersetzungen und Unterlagen erleichtert das Verfahren
fur internationale Fachkrafte und bildet den politischen Willen ab, der u. a. im Umlauf-
beschluss des Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und Regierungschefs
der Lander vom 6. Dezember 2024 zum Ausdruck gekommen ist. Dort heil3t es bei
Ziffer 3c: ,Die zustdndigen Stellen sollen bei den Antragsprozessen auch englisch-
sprachige Unterlagen akzeptieren. Nur im begriindeten Einzelfall sollen deutsche
Ubersetzungen angefordert werden kénnen.“ Ein begriindeter Ausnahmefall im Sinn
des Absatzes 2 Satz 2 liegt insbesondere vor, wenn Zweifel an der inhaltlichen Rich-
tigkeit der Ubersetzung vorliegen oder die Ubersetzung, auch nach Anwendung ei-
nes allgemein verwendeten Ubersetzungstools wie des Dienstes eTranslation der
Europaischen Kommission, allgemein- und fachsprachlich unzureichend bzw. unver-
standlich ist. Die zustandige Stelle kann in solchen Fallen eine deutschsprachige
Ubersetzung auf der Basis des Originaldokuments nachfordern. Dariiber hinaus hat
die zustandige Stelle nach dem allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht die Mog-
lichkeit, auf Kosten der antragstellenden Person selbst eine Ubersetzung in Auftrag
zu geben.

Zu Nummer 9 (§ 37 Absatz 2):

Mit der Streichung wird unter dem neuen Verweis auf § 82a LVwWG in § 32 Absatz 3
ALVO die Bearbeitungsfrist im Falle der in begrindeten Fallen moglichen Nachforde-
rung einer Ubersetzung in deutscher Sprache gehemmt. Der Grund fiir die aus-
nahmsweise Nachforderung liegt in der Verantwortungssphare der antragstellenden

Person. Daher ist der Zeitraum der nachtréaglichen Beschaffung einer Ubersetzung in
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deutscher Sprache auch zeitlich dem Risikobereich der antragstellenden Person zu-
zuschlagen. Die Bearbeitungsfrist wird daher gehemmt. Ohne eine Fristhemmung
lage es in der Hand der antragstellenden Person, die Uberschreitung der fiir die Be-
hdérde geltenden Bearbeitungsfrist herbeizuflhren.

Zu Nummer 10 (§ 39):

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 12.10.2023 (Az. 2 A 7.22) unter
Aufgabe der bisherigen Rechtsprechung entschieden, dass bei zwischenzeitlicher
Beforderung wahrend des Beurteilungszeitraums alleinig die im neuen Statusamt
erbrachten Leistungen in die Leistungsbewertung und damit in das Gesamturteil der
Regelbeurteilung Eingang finden durfen. Nach der bisherigen Rechtsprechung waren
alle erbrachten Leistungen wahrend des Beurteilungszeitraums nach einer zwischen-
zeitlichen Beforderung am Mal3stab des neuen hoheren Statusamtes zu messen,
mithin auch die Leistungen im vorherigen Statusamt. Das Bundesverwaltungsgericht
sieht nunmehr die Leistungen im alten Statusamt als ,funktional Uberholt“ an und ver-
abschiedet sich damit von seiner bisherigen Rechtsprechung. Eine Neuregelung ver-
hindert eine Verfalschung des Gesamturteils, indem nunmehr die jeweiligen Leistun-
gen mit unterschiedlichen Anforderungen nicht mehr vermengt werden. Auch nach
dem in Schleswig-Holstein geltenden Beurteilungsrecht war es bisher so, dass das
am Beurteilungsstichtag innegehabte statusrechtliche Amt fur den gesamten Beurtei-
lungszeitraum maligebend war und insbesondere kein sog. ,Aufsplittung“ vorgenom-
men wurde. Daher war als Vergleichsmalistab flr den gesamten Beurteilungsspiel-
raum stets das in der neuen Besoldungs- bzw. Entgeltgruppe zu fordernde héhere
Leistungsniveau (fur die Landesverwaltung vgl. Beurteilungsrichtlinie (BURL), 5.1.2.
Beurteilungsmalstab) zugrunde zu legen. Gleichwohl erlautert das Bundesverwal-
tungsgericht, dass die im Beurteilungszeitraum vor der Beférderung erbrachten Leis-
tungen zu bericksichtigen sind, jedoch nicht in das Gesamturteil der Regelbeurtei-
lung einflielen. Mit Beschluss vom 03.03.2025 bestatigt das Bundesverwaltungsge-
richt die Rechtsprechungsanderung und stellt teilweise die vorherigen Ausfiihrungen
klar (Az. 2 VR 4.24.) Das Schleswig-Holsteinische Oberverwaltungsgericht schlief3t
sich mit Beschluss vom 06.06.2025 (Az. 2 MB 13/24) ausdricklich der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts an. Der Beschluss beinhaltet auch, dass die
Beurteilung am Mal3stab des hoheren Statusamtes nach der Beforderung nur erfol-
gen kann und darf, wenn die Beamtin oder der Beamte eine hinreichend lange Zeit
im neuen Beforderungsamt tatig gewesen ist. In dem Beschluss zugrundeliegenden
Fall erachtete das Oberverwaltungsgericht einen Zeitraum von mindestens sechs
Monaten als hinreichend. Auch wird klargestellt, dass der Dienstherr den Zeitraum
vor der zwischenzeitlichen Beforderung zwar berucksichtigen muss, jedoch nicht
dazu verpflichtet ist, diesen zu bewerten. Nimmt man gleichwohl eine Bewertung vor,
so sieht das Gericht im Erstellen einer zweiten Beurteilung oder im Aufspalten der
Beurteilung in zwei Gesamturteile (jeweils bezogen auf das vorherige und neue Sta-
tusamt) gute Umsetzungsmaglichkeiten.
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Buchstabe a):

Redaktioneller Anderungsbedarf von Absatz 1 Satz 1, da sich die Legaldefinitionen
nunmehr in § 59 LBG befinden.

In Absatz 1 Satz 2 wird deklaratorisch geregelt, dass Bewertungsmalistab einer Be-
urteilung stets das statusrechtliche Amt ist, welches die Beamtin oder der Beamte
am Beurteilungsstichtag innehat. Das Einfligen des Zeitpunktes erfolgt aus Griinden
der Klarstellung, denn die im allgemeinen Teil der Begrindung vorbezeichneten ge-
richtlichen Entscheidungen haben den anzuwendenden Beurteilungsmalstab grund-
satzlich nicht geandert, sondern lediglich den jeweils anzuwendenden Beurteilungs-
maldstab flir Beurteilungszeitraume, die sich vor bzw. nach einer zwischenzeitlichen
Beférderung ergeben. Die rechtlich zulassige Handhabung der Konstellation der zwi-
schenzeitlichen Beférderung erfordert eine davon abweichende Regelung, welche
sich nachfolgend in § 41 Absatz 3 findet.

Buchstabe b):

Far Beamtinnen und Beamte, die z. B. wegen einer Mitgliedschaft im Personalrat, als
Gleichstellungsbeauftragte oder als Vertrauensperson der schwerbehinderten Men-
schen von ihren dienstlichen Tatigkeiten in einem Umfang von mehr als 75 Prozent
der regelmaldigen Arbeitszeit freigestellt sind, wird auch hier eine normative Vorgabe
geschaffen. Damit wird vergleichbar wie bei den beurlaubten Beamtinnen und Beam-
ten festgelegt, dass Angehorige dieser Personengruppe erst von der Regelbeurtei-
lung ausgenommen sind, wenn sie am Beurteilungsstichtag bereits langer als ein
Jahr freigestellt sind. Sollten sie noch nicht langer als ein Jahr freigestellt sein, liegen
somit fir den Regelbeurteilungszeitraum ausreichend lange Zeiten vor. Die dienstli-
che Tatigkeit ist in diesen Fallen ausreichend reprasentativ, um die Qualifikation der
freigestellten Beamtinnen und Beamten flr den gesamten Regelbeurteilungszeitraum
beurteilen zu kdnnen.

Die Regelung steht auch nicht im Widerspruch damit, dass z. B. vollstandig freige-
stellte Beamtinnen und Beamte nach § 36 Absatz 6 Satz 3 des Mitbestimmungsge-
setzes fur Schleswig-Holstein (MBG SH) nicht beurteilt werden. Sinn und Zweck des
§ 36 Absatz 6 Satz 3 MBG SH ist, dass die Tatigkeit als Personalratsmitglied nicht
beurteilt werden darf. Das schlie3t jedoch nicht die Beurteilung der zuvor erbrachten
dienstlichen Tatigkeit im Beurteilungszeitraum aus.

Buchstabe c):

Im neu eingefligten Absatz 3 finden sich verschiedene Neuerungen. Neben der Mog-
lichkeit des individuellen Regelbeurteilungszeitraumes und Regelbeurteilungsstichta-
ges durch einen Aufschub der Regelbeurteilung im Einzelfall wird die grundsatzliche

Voraussetzung der hinreichenden Beurteilungsgrundlage etabliert.

Absatz 3 Satz 1 regelt eine Abweichung von dem in Absatz 1 niedergelegten Grund-
satz, wonach Beamtinnen und Beamte regelmallig an festgelegten Stichtagen flur die
letzten zurlckliegenden drei Jahre seit der letzten Regelbeurteilung zu beurteilen
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sind. Es handelt sich nicht um eine Abweichung von dem Grundsatz, dass die Regel-
beurteilung Uberhaupt zu erfolgen hat, denn die Ausnahmen, in welchen Beamtinnen
und Beamte von der Regelbeurteilung ausgenommen sind, finden sich im unveran-
derten Absatz 2. Es handelt sich vielmehr um eine Abweichung von dem festgeleg-
ten Stichtag und damit um eine Abweichung von der Lange des Beurteilungszeit-
raums. In Absatz 3 Satz 1 wird die Moglichkeit normiert, im Einzelfall einen individu-
ellen Beurteilungszeitraum und individuellen Beurteilungszeitpunkt in der Regelbeur-
teilung zugrunde zu legen, wenn keine hinreichende Beurteilungsgrundlage vorliegt.
Die Abweichung von der Lange des Beurteilungszeitraumes und die Abweichung
vom festgelegten Beurteilungsstichtag erfolgen durch einen zeitlichen Aufschub. Ein
Aufschub bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die durchzuflhrende individuelle
Regelbeurteilung zeitlich verschoben bzw. verzdgert durchgefiihrt wird und dass so-
dann Leistungen bewertet werden, die sich auf einen langeren Zeitraum erstrecken.
Dies verfolgt den Zweck, dass durch den Aufschub der erforderliche Mindestbeurtei-
lungszeitraum von sechs Monaten erfiillt ist.

Absatz 3 Satz 2 normiert, wann eine hinreichende Beurteilungsgrundlage vorliegt.
Eine hinreichende Beurteilungsgrundlage in zeitlicher Hinsicht kann in der Regel an-
genommen werden, wenn die zu beurteilende Person Uber einen Zeitraum von min-
destens sechs Monaten im mafigeblichen statusrechtlichen Amt Dienst ausgeubt hat.
Welches Statusamt maRgeblich ist, wird in Absatz 1 Satz 2 geregelt. Die Vorausset-
zung einer bewertbaren Dienstausibung von sechs Monaten gewahrleistet, dass ein
aussagefahiges Bild der Leistung, Eignung und Befahigung der zu beurteilenden
Person gewonnen werden kann. Der Zeitraum ermoglicht eine dauernde Beobach-
tung der Arbeitsergebnisse und Verhaltensweisen der zu beurteilenden Person; ins-
besondere vor dem Hintergrund, dass es sich nicht um eine Momentaufnahme han-
delt.

Satz 3 und 4 regeln deklaratorisch, was sich im Umkehrschluss aus dem Regelungs-
gehalt von Satz 1 und 2 ergibt. Denn durch einen Aufschub der individuellen Regel-
beurteilung von maximal sechs Monaten verlangert sich der dreijahrige Beurteilungs-
zeitraum. Der Zeitraum des Aufschubs fallt bereits in den nachsten sich anschlie3en-
den Regelbeurteilungszeitraum, sodass sich dieser folglich um den Zeitraum des
Aufschubs verkurzt.

Zu Buchstabe d):

Die ursprunglich in Absatz 3 normierte Anlassbeurteilung findet sich nunmehr in Ab-
satz 4 wieder, nachdem ein neuer Absatz 3 eingefugt wurde. Im Einzelnen wurden
jedoch Anderungen vorgenommen.

Satz 1 Nummer 1:

Die Anderung dient der Klarstellung und Prézisierung. Der bisherige Begriff der Er-
nennung nach Nummer 1 ist irrefuhrend, da nicht bei jeder Ernennung eine Beurtei-
lung erforderlich ist. Der Anknlpfungspunkt der Auswahlentscheidung ist praziser
und verdeutlicht, dass nicht erst zu einem beliebigen Zeitpunkt vor einer Ernennung,
sondern bereits vor der Auswahlentscheidung eine aktuelle Beurteilung vorliegen
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muss. Auswahlentscheidungen sind im Rahmen der Bestenauslese stets durchzu-

fuhren. Hierzu bedarf es in jedem Falle hinreichend aktueller Beurteilungen. Soweit
eine hinreichend aktuelle Beurteilung vorliegt, ist auf eine Anlassbeurteilung zu ver-
zichten. Wann eine Beurteilung hinreichend aktuell ist, regelt Satz 2.

Satz 1 Nummer 3:

Die bisherige Nummer 3 wird gestrichen. Nunmehr findet sich in Nummer 3 der un-
veranderte Regelungsgehalt der bisherigen Nummer 4 wieder, redaktionell erganzt
um den Verweis auf die mit Verordnung vom 02.12.2025 geschaffenen neuen Quali-
fizierungsregelungen (§§ 10b und ¢ ALVO). Die Vorschrift der bisherigen Nummer 3
ist nicht mehr erforderlich, da in den Aufstiegsverfahren Beurteilungen als Zulas-
sungsvoraussetzung vorgeschrieben sind und diese, sofern keine vorliegen, nach
Nummer 6 erstellt werden kdnnen (dienstliche Grinde). Soweit vor der Zulassung
Auswahlverfahren stattfinden, kann die Erstellung der Beurteilung auch auf Nummer
1 gestutzt werden.

Satz 1 Nummer 4:

Aufgrund der Anderung in Nummer 1 ist eine Regelung Uber die Erstellung einer An-
lassbeurteilung zum Ablauf der Erprobungszeit gemal § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer
2 LBG erforderlich (siehe auch die Begrindung zu Artikel 1 Nummer 6 - § 20 LBG).

Satz 1 Nummer 5:

Die Regelung wird um die Personengruppe der freigestellten Beamtinnen und Beam-
ten erganzt. Ferner ermdglicht die Vorschrift mehr Flexibilitat, da es nunmehr der je-
weiligen Dienststelle obliegt, zu entscheiden, ob bei kurzfristigen Beurlaubungen
oder Freistellungen die Erstellung einer Anlassbeurteilung notwendig erscheint. Die
Entscheidung, keine Anlassbeurteilung zu erstellen, darf nicht zu Nachteilen fir die
Beamtinnen und Beamten fuhren. Dies ist im Einzelfall zu prifen und sicherzustellen.
Liegt beispielsweise eine noch aktuelle Beurteilung vor, auf die zurtickgegriffen wer-
den kann und wird nunmehr von der Beamtin oder dem Beamten eine dreimonatige
Elternzeit beantragt, kann von der Erstellung einer Anlassbeurteilung abgesehen
werden.

Satz 2:

Satz 2 regelt eine Ausnahme zum Erfordernis der Erstellung einer Anlassbeurteilung
vor jeder Auswahlentscheidung. Bereits vor der Anderung normierte der bisherige
Satz 2, dass von einer Beurteilung vor einer Ernennung abgesehen werden soll,
wenn die letzte Beurteilung weniger als drei Jahre zurtckliegt. Nunmehr gilt dies
durch den Verweis auf § 59 Absatz 1 Satz 5 LBG unverandert, jedoch knupft die Re-
gelung in Satz 2 an die Auswahlentscheidung und nicht mehr an die Ernennung an
(Vergleiche Begrindung zu Satz 1 Nummer 1). Die Ausgestaltung Uber den Begriff
der hinreichenden Aktualitat von Beurteilungen folgt den Erlauterungen in der Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. BVerwG, Urteil vom 09.05.2019 — 2
C 2/18 —, Rn. 33, juris), die bereits in § 59 Absatz 1 Satz 5 LBG berilcksichtigt wor-
den sind. Das Bundesverwaltungsgericht fuhrt in seiner Entscheidung aus, dass
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dienstliche Beurteilungen nur eine taugliche Grundlage fur den Vergleich von Bewer-
bern im Rahmen eines Auswahlverfahrens darstellen, wenn die jeweiligen dienstli-
chen Beurteilungen zeitlich aktuell sind. Die Aktualitat dienstlicher Beurteilungen ori-
entiert sich an dem verstrichenen Zeitpunkt zwischen der Erstellung der letzten Beur-
teilung und dem Zeitpunkt der Auswahlentscheidung. Danach wird grundsatzlich ein
Zeitraum von hdchstens drei Jahren zwischen der letzten Beurteilung und der Aus-
wahlentscheidung als hinreichend aktuell erachtet. Von diesem Grundsatz finden
sich in Satz 3 Abweichungen.

Satz 3 Nummer 1:

Gemal der Ausnahmeregelung in Satz 3 Nummer 1 ist eine Beurteilung nicht mehr
hinreichend aktuell, wenn wahrend des grundsatzlich hinreichend aktuellen Zeitrah-
mens von hochstens drei Jahren durch die zu beurteilende Person wahrend eines
erheblichen und Uberwiegenden Zeitraums seit der letzten Beférderung wesentlich
andere Aufgaben wahrgenommen wurden. Ein erheblicher Zeitraum liegt nach dem
Bundesverwaltungsgericht jedenfalls vor, wenn die zu beurteilende Person zwei Drit-
tel des Beurteilungszeitraumes andere Aufgaben wahrgenommen hat. Bei einem
dreijahrigen Regelbeurteilungszeitraum muss die zu beurteilenden Person mithin
zwei Jahre lang andere Aufgaben wahrgenommen haben. Wesentlich andere Aufga-
ben sind nach den Ausfuhrungen des Bundesverwaltungsgerichts solche Aufgaben,
die die zu beurteilende Person in ihrem veranderten Tatigkeitsbereich wahrnimmt
und welche einem anderen (regelmafig) hoherem Statusamt zuzuordnen sind (vgl.
BVerwG, Urteil vom 09.05.2019 — 2 C 2/18 —, Rn. 38, juris).

Satz 3 Nummer 2:

Es handelt sich bei Satz 3 Nummer 2 um eine Folgeanderung. Der Regelungsgehalt
von Satz 3 Nummer 2 bleibt im Kern bestehen, passt sich jedoch an die Anderung in
Satz 1 Nummer 1 an. Folglich wird geregelt, dass bei einer beabsichtigten Auswahl-
entscheidung das Alter der Beurteilungen der Bewerberinnen und Bewerber nicht
mehr als drei Jahre voneinander abweichen darf.

Satz 4:

Satz 4 regelt, dass Anlassbeurteilungen unter der Bertcksichtigung der bei Regelbe-
urteilungen geltenden Grundsatze zu erstellen sind. Die grundsatzlichen Regelungen
bei der Regelbeurteilung sind folglich entsprechend bei Anlassbeurteilungen anzu-
wenden, insbesondere das Erfordernis einer hinreichenden Beurteilungsgrundlage
im Sinne von Absatz 3. Der bisherige letzte Satz ist zu streichen. Die Anwendungs-
moglichkeiten in der Praxis waren gering. AufRerdem entspricht die Vorschrift nicht
den rechtlichen Vorgaben, so dass es zusatzlicher Regelungen zum Verfahren be-
darf.

Zu Buchstabe e)

Absatz 5 regelt subsidiar und aus Klarstellungsgriinden, dass grundsatzlich ein Min-
destbeurteilungszeitraum von sechs Monaten flr Regel- und Anlassbeurteilungen
greift.
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Zu Nummer 11 (§ 41):

Die Anderungen in § 41 ALVO dienen ebenfalls Umsetzung der Entscheidungen des
Bundesverwaltungsgerichts vom 12.10.2023 (Az. 2 A 7.22) und vom 03.03.2025 (2
VR 4.24) sowie des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts (2 MB 13/24)
und der damit verbundenen Anderung der Rechtsprechung.

Buchstabe a)

Der neu eingeflgte Absatz 4 setzt die verwaltungsgerichtlichen Vorgaben und Mal3-
stabe fur die Regelbeurteilung um, wenn die zu beurteilende Person wahrend des
Regelbeurteilungszeitraums befordert wird. Vor dem Hintergrund des in § 39 nor-
mierten Mindestbeurteilungszeitraums ergeben sich bei einer zwischenzeitlichen Be-
forderung zwei Grundkonstellationen: Am Stichtag der Regelbeurteilung befindet sich
die zwischenzeitlich beférderte Person entweder mehr oder weniger als sechs Mona-
te im neuen Beférderungsamt.

Satz 1 regelt im Grundsatz, dass Gegenstand des Gesamturteils die Leistung, Befa-
higung und Eignung der zu beurteilenden Person sind, die diese im malgeblichen
statusrechtlichen Amt im Sinne von § 39 Absatz 1 Satz 2 erbracht hat. Folglich sind
bei einer zwischenzeitlichen Beférderung wahrend des Regelbeurteilungszeitraums
die Leistung, Befahigung und Eignung im neuen Beférderungsamt als Gegenstand in
der Regelbeurteilung zugrunde zu legen. Leistung, Befahigung und Eignung im vor-
herigen Statusamt sind nach der vorbezeichneten Rechtsprechung funktional Uber-
holt und durfen keinen Eingang in das Gesamturteil der Regelbeurteilung finden, ob-
wohl diese in den Regelbeurteilungszeitraum fallen.

Diesen Umstand I6st Satz 2, indem dieser regelt, dass bei einer zwischenzeitlichen
Beforderung wahrend des Regelbeurteilungszeitraums die Regelbeurteilung aufzutei-
len ist.

In Satz 3 wird klargestellt, dass in das Gesamturteil der Regelbeurteilung nur der
Zeitraum nach der Beférderung einflieRen darf.

Der Zeitraum vor der Beférderung wird gemal Satz 4 an den Anforderungen des vor-
herigen alten Statusamts gemessen und findet lediglich Bericksichtigung im Rah-
men der Regelbeurteilung. Eine Berlcksichtigung des funktional Uberholten Zeitrau-
mes erfolgt nur, wenn dieser mindestens sechs Monate misst. Vor dem Hintergrund
des Mindestbeurteilungszeitraumes bei der eigentlichen Beurteilung muss dies erst
recht fir einen nicht in die originare Beurteilung einflieRenden Zeitraum gelten.

Buchstabe b)

Der bisherige und unveranderte Absatz 4 wird zu Absatz 5.

Zu Nummer 12 (§ 41a):
Die Anderung dient der Klarstellung.
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Zu Nummer 13 (§ 41b):
Absatz 1:

Die fiktive Fortschreibung der regelmafigen dienstlichen Beurteilung fingiert tatsach-
lich nicht erbrachte Leistungen von Beamtinnen und Beamten, indem sie eine For-
tentwicklung ihrer Leistungen entsprechend dem durchschnittlichen beruflichen Wer-
degang einer Gruppe vergleichbarer Beschaftigter unterstellt und auf dieser Grundla-
ge prognostiziert, wie die Beamtin oder der Beamte aktuell zu beurteilen ware.
Grundlage einer fiktiven Fortschreibung ist die letzte Regelbeurteilung der betroffe-
nen Beamtin oder des betroffenen Beamten. Die fiktive Fortschreibung entfallt daher
in Fallen, in denen eine Regelbeurteilung fehlt. Absatz 1 regelt, in welchen Fallen
eine fiktive Fortschreibung der letzten dienstlichen Beurteilung durch die Dienstvor-
gesetzte oder den Dienstvorgesetzten von Amts wegen durchzuflhren ist.

Die fiktive Fortschreibung ist bei den in § 59 Absatz 2 LBG genannten Personengrup-
pen vorzunehmen, die vollstandig sowie teilweise beurlaubt oder freigestellt sind. Bei
teilweiser Beurlaubung oder Freistellung gilt dies nur dann, wenn die dienstliche Ta-
tigkeit weniger als 25 % der Arbeitszeit ausmacht. Denn nach § 59 Absatz 1 Satz 1
LBG sind Beamtinnen und Beamte mit einer dienstlichen Tatigkeit von mehr als

25 % zu beurteilen. Zur Vermeidung unzulassiger Begunstigungen findet der Nach-
teilsausgleich durch fiktive Fortschreibung von Beurteilungen seine Grenze dort, wo
das berufliche Fortkommen den Nachweis einer besonderen Qualifikation erfordert
(z. B. Laufbahnwechsel, Qualifizierung, Aufstieg, Erprobung).

Wird ein Beforderungsdienstposten ausgeschrieben, sind die Beschaftigten nur auf
Grund einer Bewerbung zu berlcksichtigen. Eine entsprechende Information der Be-
troffenen Uber entsprechende mindestens hausinterne Ausschreibungen ist sicherzu-
stellen.

Bei Bewerbung um Befdrderungsdienstposten oder andere (gleichwertige) ausge-
schriebene Dienstposten kann das Fehlen von fur den Dienstposten zwingend erfor-
derlichen Kenntnissen, Fahigkeiten und Erfahrungen durch eine fiktive Fortschrei-
bung der Beurteilung nicht ersetzt werden.

Von der Nachzeichnung unberthrt bleiben auch die Beférderungsverbote nach
§ 20 LBG, d.h.:

Auch bei erfolgreicher Bewerbung um einen Beférderungsdienstposten kann die tat-
sachliche Befdrderung erst vorgenommen werden, wenn die nach § 20 Absatz 2
Nummer 2 LBG vorgeschriebene mindestens sechsmonatige Erprobung auf einem
hdherwertigen Dienstposten vor oder nach der Freistellung tatsachlich erfolgt ist.

Daneben bleibt eine Beforderung gemaf § 20 Absatz 2 Nummer. 3 LBG auch unzu-
lassig vor Ablauf eines Jahres seit der letzten Beforderung. Daruber hinaus bleiben
im Landesbereich auch die Fristen nach den Leistungs- und Beforderungsgrundsat-
zen unberuhrt. Anders als bei der Frist nach § 20 Absatz 2 Nr. 2 LBG sind die Fristen
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nach § 20 Absatz 2 Nummer. 3 LBG sowie den Leistungs- und Beférderungsgrund-
satzen jedoch durch reinen Zeitablauf erfullt und mussen nicht im aktiven Dienst ab-
geleistet werden.

Far Beforderungen wahrend der Probezeit hat die fiktive Beurteilungsnachzeichnung
aufgrund des Fehlens einer ersten Regelbeurteilung keine Bedeutung. Fur entspre-
chende Ausnahmen vom Verbot der Beforderung nach § 20 Absatz 2 Nummer. 1
LBG gelten die Bestimmungen des § 23 LBG i. V. m. § 12 ALVO Uber den Nachteils-
ausgleich.

Absatz 2:

Absatz 2 regelt, wann die Vergleichsgruppe gebildet werden soll. Die Vergleichsgrup-
pe soll zum Beginn der Beurlaubung oder Freistellung gebildet werden. Allerdings
kann in begrindeten Ausnahmefallen, wie zum Beispiel bei kurzfristigen Beurlaubun-
gen oder Freistellungen, davon abgesehen werden. In Einzelfallen kann es aufgrund
kurzfristiger Beurlaubungen und vorhandener aktueller dienstlicher Beurteilungen
dazu kommen, dass eine fiktive Fortschreibung nicht zum Tragen kommt. Hierdurch
soll der Verwaltungsaufwand fur die Personaldienststellen gering gehalten werden.
Die Bildung der Vergleichsgruppe ist zu dokumentieren und zur Sachakte zu neh-
men. Die betroffene Beamtin oder der betroffene Beamte ist tiber die gebildete Ver-
gleichsgruppe in anonymisierter Form bekannt zu geben. Das Schreiben an die be-
troffene Beamtin oder den betroffenen Beamten ist zur Personalakte zu nehmen.

Absatz 3:

Absatz 3 regelt, wie zu verfahren ist, wenn die Mindestgrof3e von funf Beamtinnen
und Beamten zur Bildung einer reprasentativen Vergleichsgruppe nicht zur Verfu-
gung steht.

Absatz 4:

Aus Grunden der Verwaltungsvereinfachung kann eine Vergleichsgruppe nach oben
auf zehn Beamtinnen und Beamte begrenzt werden. Hierbei ist eine reprasentative
Auswahl zu treffen, die das Ergebnis nicht zugunsten oder zulasten der oder des be-
urlaubten oder freigestellten Beamtin oder Beamten verfalscht.

Absatz 5:

Absatz 5 regelt, in welchen Fallen die Vergleichsgruppe zu andern beziehungsweise
neu zu bilden ist.

Die Vergleichsgruppe, die bei der fiktiven Fortschreibung gebildet wird, ist grundsatz-
lich beizubehalten. Das gilt auch in den Fallen zwischenzeitlich erfolgter Beférderun-
gen. Allerdings kann es bei mehreren zu erstellenden fiktiven Fortschreibungen auf-
grund des langen Zeitraums erforderlich werden, die Vergleichsgruppe zu andern
oder neu zu bilden. Das gilt insbesondere, wenn Beamtinnen und Beamte aus der
Vergleichsgruppe durch Ruhestand oder Versetzung ausscheiden.
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Absatz 6:

Die Regelung des Absatzes 6 gibt an, welcher Beurteilungszeitraum bei der fiktiven
Fortschreibung zugrunde zu legen ist.

Satz 2 entspricht dem bisherigen § 39 Absatz 6 Satz 1.
Absatz 7:

Fir die Erstellung einer fiktiv fortgeschriebenen Beurteilung bedarf es einer belastba-
ren Tatsachengrundlage. Die letzte Regelbeurteilung bildet hierfir den Ausgangs-
punkt. Ferner sind, um dem Leistungsgrundsatz des Artikel 33 Absatz 2 GG zu genu-
gen, zudem noch alle verwertbaren Erkenntnisse Uber die freigestellte Bewerberin
oder den freigestellten Bewerber heranzuziehen.

Absatz 8:
Absatz 8 regelt, wie die fiktive Beurteilung erstellt wird.

Um eine Berechnung nach Absatz 8 zu ermoglichen, kdnnen dabei auch Zahlenwer-
te auRerhalb der jeweils vorhanden Bewertungsskala verwendet werden. Die fiktive
Beurteilung sollte sich grundsatzlich zuvorderst auf das Gesamturteil beschranken.
Eine weitere Ausscharfung der Einzelmerkmale der Leistungsbeurteilung sowie der
Eignungs- und Befahigungsbewertung kann vorgenommen werden, sofern sachliche
Griunde vorliegen. Liegen weitere verwertbare Erkenntnisse fur den fiktiven Beurtei-
lungszeitraum vor, sind diese bei der Bildung des Gesamturteils (und gegebenenfalls
der Einzelmerkmale) der fiktiven Beurteilung zu berucksichtigen.

Absatz 9:

Absatz 9 regelt das Verfahren zur Dokumentation, Bekanntgabe und Aufbewahrung
der fiktiven Fortschreibung. Die Grundlagen, die Berechnungsweise, die mal3gebli-
chen Erwagungen und das Ergebnis der fiktiven Fortschreibung sind zu dokumentie-
ren und zur Sachakte zu nehmen. Mindestens die mafigeblichen Erwagungen und
das Ergebnis der fiktiven Fortschreibung sind der betroffenen Beamtin oder dem be-
troffenen Beamten in anonymisierter Form in Textform bekannt zu geben. Das
Schreiben an die betroffene Beamtin oder den betroffenen Beamten ist zur Personal-
akte zu nehmen.

Zu Nummer 14:

Die Moglichkeit in § 42 Absatz 3 ALVO, abweichende Regelungen in den besonde-
ren Laufbahnverordnungen nach § 25 Absatz 2 Satz 2 LBG zu treffen, soll auch fur
die neue Vorschrift zur fiktiven Fortschreibung nach § 41b ALVO gelten. Insofern ist
der Verweis auf § 41b ALVO zu erweitern.
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Zu Artikel 3 (Anderung der Nebentitigkeitsverordnung):
Zu Nummer 1 (§ 9):

§ 10 Absatz 1 NtVO regelt grundsatzlich die Ablieferungspflicht fur die im 6ffentlichen
Dienst (§ 4 NtVO) oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung des Dienstvor-
gesetzten ausgeubte Nebentatigkeiten. Danach ist der Betrag dem Dienstherrn im
Hauptamt abzuliefern, um den die Vergutungen fur die im Kalenderjahr ausgeubten
Nebentatigkeiten den Betrag nach § 9 Absatz 2 NtVO (hier: 5.550 €) Ubersteigen.
Dieser einheitliche Hochstbetrag in Hohe von 5.550 € wurde mit der Neufassung der
Nebentatigkeitsverordnung vom 30. Marz 1990 fiir die Amter aller Besoldungsgrup-
pen festgelegt. Da der Hochstbetrag, auch im Vergleich zu den anderen Landern und
dem Bund, seit 1990 nicht mehr angepasst wurde, erscheint eine Erhdhung ange-
messen. Der weiterhin einheitliche fur alle Besoldungsgruppen ausgestaltete Betrag
orientiert sich in seiner Hohe nunmehr dynamisch an der Geringfugigkeitsgrenze
nach § 8 Absatz 1a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB V). Die Geringfugig-
keitsgrenze ist wiederum von der Hohe des Mindestlohns abhangig und erhoht sich
dynamisch zu diesem.

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales gibt die Geringfugigkeitsgrenze im
Bundesanzeiger bekannt (vgl. Bekanntmachung der Geringfugigkeitsgrenze nach § 8
Absatz 1a des Vierten Buches Sozialgesetzbuches vom 30. November 2023;
www.bundesanzeiger.de). Fur das Jahr 2025 bedeutet das beispielsweise, dass die
monatliche Geringfugigkeitsgrenze bei 556,00 € liegt. Der Hochstbetrag errechnet
sich durch das Zwdlffache der monatlichen Geringflgigkeitsgrenze. Fir das Jahr
2025 wurde sich daher ein Hochstbetrag von 6.672,00 € (12 x 556,00 €) ergeben.

Zu Nummer 2 (§ 10)
Redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nummern 3 und 4 (§§ 11, 15):

Ersetzung der bisher ausschlie3lich moglichen Schriftform durch die Textform; daher
auch Ermdglichung einer einfachen E-Mail. Die Nutzung der Schriftform bleibt weiter-
hin moglich.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten):
Regelung des Inkrafttretens des Gesetzes.
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Paragraph |Aktuelle Fassung Geplante Anderungen

15 (2) Wer die Laufbahnbeféahigung bei einem anderen Dienstherrn |(2) Wer die Laufbahnbefahigung bei einem anderen Dienstherrn aulRerhalb
aullerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes erworben hat,|des Geltungsbereiches dieses Gesetzes erworben hat, besitzt die
besitzt die Befahigung fir eine Laufbahn nach §§ 13 und 14. Soweit | Befahigung fir eine Laufbahn nach §§ 13 und 14. Soweit erforderlich, kann
erforderlich, kann die Beamtin oder der Beamte verpflichtet werden, |die Beamtin oder der Beamte verpflichtet werden, Einflhrungsfortbildungen
Einfihrungsfortbildungen zu absolvieren. zu absolvieren. Auf Laufbahnbefahigungen, die sich auf bestimmte Amter

oder Aufgabenbereiche einer Laufbahn erstrecken, finden die Satze 1 und
2 nur  Anwendung, soweit  eine entsprechend begrenzte
Laufbahnbefahigung auch nach schleswig-holsteinischem Recht erworben
werden kann.

19 (3) Eignung, Befahigung und fachliche Leistung der Beamtin oder des |(3) Eignung, Befahigung und fachliche Leistung der Beamtin oder des
Beamten sind zweimal im Rahmen einer dienstlichen Beurteilung zu |Beamten sind zweimal im Rahmen einer dienstlichen Beurteilung zu
bewerten. Fir die Feststellung der Bewahrung gilt ein strenger [bewerten. Fur die Feststellung der Bewahrung gilt ein strenger Malstab.
MalRstab. Bei Entlassung wegen mangelnder Bewahrung oder|Bei Entlassung wegen mangelnder Bewahrung oder Verkiirzung der
Verkirzung der Probezeit ist eine Beurteilung ausreichend. Probezeit ist eine Beurteilung ausreichend. Liegen tatsachliche

Anhaltspunkte vor, die gegen die Bewahrung in gesundheitlicher Hinsicht
sprechen kdnnen, gilt § 10 Absatz 2 entsprechend.

20 (2) Eine Beforderung ist nicht zulassig (2) Eine Beforderung ist nicht zulassig
1. wahrend der Probezeit, 1. wahrend der Probezeit,

2. vor Feststellung der Eignung flr einen héher bewerteten 2. vor Feststellung der Eignung fiir einen héher bewerteten Dienstposten in
Dienstposten in einer Erprobungszeit von mindestens drei Monaten einer Erprobungszeit von mindestens sechs Monaten Dauer; dies gilt nicht
Dauer; dies gilt nicht in den Fallen des § 5 sowie fiir die Beamtinnen in den Fallen des § 5 sowie fir die Beamtinnen und Beamten nach den

und Beamten nach den §§ 7, 37 und 124, §§ 7, 37 und 124,

3. vor Ablauf von einem Jahr seit der letzten Beférderung, es sei denn, |[3. vor Ablauf von einem Jahr seit der letzten Beforderung, es sei denn,
dass das derzeitige Amt nicht durchlaufen zu werden braucht. dass das derzeitige Amt nicht durchlaufen zu werden braucht.

Amter, die regelmaRig zu durchlaufen sind, diirfen nicht Gbersprungen |Amter, die regelmaRig zu durchlaufen sind, dirfen nicht lbersprungen
werden. werden.

23 (1) Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und die Betreuung von [(1) Bei der Bewerbung, Einstellung und der beruflichen Entwicklung dirfen




Paragraph

Aktuelle Fassung

Geplante Anderungen

Kindern oder die Pflege einer oder eines nach arztlichem Gutachten
pflegebedirftigen Angehdérigen durfen sich bei der Einstellung und der
beruflichen Entwicklung nach MaRgabe der Absatze 2 und 3 nicht
nachteilig auswirken.

(2) Haben sich die Anforderungen an die fachliche Eignung einer
Bewerberin oder eines Bewerbers fur die Einstellung in den 6ffentlichen
Dienst in der Zeit erhéht, in der sich ihre oder seine Bewerbung um
Einstellung infolge der Geburt oder Betreuung eines Kindes verzogert
hat, und hat sie oder er sich innerhalb von drei Jahren nach der Geburt
dieses Kindes oder sechs Monate nach Erfillung der
ausbildungsmaRigen Einstellungsvoraussetzungen beworben, ist der
Grad ihrer oder seiner fachlichen Eignung nach den Anforderungen zu
prifen, die zu dem Zeitpunkt bestanden haben, zu dem sie oder er sich
ohne die Geburt des Kindes hatte bewerben kénnen. Fiur die
Berechnung des Zeitraums der Verzdgerung sind die Fristen nach § 4
Absatz 1 Satz 1 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBI. | S. 33),
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Februar 2021
(BGBI. | S. 239), sowie nach § 3 Absatz 1 Satz 1 des
Mutterschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBI. | S. 1228), geandert
durch Artikel 57 Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI.
I S. 2652), zugrunde zu legen. Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend
fur die Verzdgerung der Einstellung wegen der tatsachlichen Pflege
einer oder eines nach arztlichem Gutachten pflegebedirftigen sonstigen
Angehorigen.

(3) Zum Ausgleich beruflicher Verzégerungen infolge

1. der Geburt oder der tatsachlichen Betreuung oder Pflege eines
Kindes unter achtzehn Jahren oder

2. der tatsachlichen Pflege einer oder eines nach arztlichem Gutachten
pflegebediirftigen sonstigen Angehorigen

kann die Beamtin oder der Beamte ohne Mitwirkung des
Landesbeamtenausschusses abweichend von § 20 Abs. 2 Nr. 1
wahrend der Probezeit beférdert werden. Das Ableisten der
vorgeschriebenen Probezeit bleibt unberihrt.

(4) Die Absatze 2 und 3 sind entsprechend anzuwenden fur Zeiten

1. eines Wehrdienstes,

sich

1. Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und die Betreuung eines Kin-
des unter achtzehn Jahren,

2. die Pflege einer oder eines nach arztlichem Gutachten pflegebedirftigen
Angehodrigen,

3. Zeiten eines bei den Streitkraften der deutschen Bundeswehr oder der
Mitgliedstaaten der Europaischen Union, des Abkommens Uber den Euro-
paischen Wirtschaftsraums oder der Schweiz abgeleisteten Wehrdienstes,

4. Zeiten eines Zivildienstes oder Bundesfreiwilligendienstes,

5. Zeiten eines Entwicklungsdienstes sowie

6. Zeiten eines freiwilligen sozialen oder freiwilligen 6kologischen Jahres
nicht nachteilig auswirken.

(2) Zum Ausgleich der aus den in Absatz 1 genannten Grunden entstande-
nen beruflichen Verzégerungen kann die Beamtin oder der Beamte ohne
Mitwirkung des Landesbeamtenausschusses abweichend von § 20 Absatz
2 Nummer 1 wahrend der Probezeit beférdert werden. Das Ableisten der
vorgeschriebenen Probezeit bleibt unberthrt.
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2. von ehemaligen Soldatinnen und Soldaten nach § 8a des
Soldatenversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 28. August 2013 (BGBI. | S. 3386),

3. eines Zivildienstes oder Bundesfreiwilligendienstes,

4. eines Entwicklungsdienstes,

5. eines freiwilligen sozialen oder freiwilligen 6kologischen Jahres nach
dem Jugendfreiwilligendienstegesetz vom 16. Mai 2008 (BGBI. | S.
842), gedndert durch Gesetz vom 20. Dezember 2011 (BGBI. | S. 2854).

27 (2) Die Abordnung und die Versetzung werden von der abgebenden [(2) Die Abordnung und die Versetzung werden von der abgebenden Stelle
Stelle verfugt. Ist mit der Abordnung oder Versetzung ein Wechsel des |verfugt. Ist mit der Abordnung oder Versetzung ein Wechsel des
Dienstherrn verbunden, darf sie nur im schriftlichen Einverstandnis mit|Dienstherrn verbunden, darf sie nur im Einverstédndnis mit der
der aufnehmenden Stelle verfuigt werden. aufnehmenden Stelle verfligt werden. Das Einverstandnis ist in Textform zu

erklaren.

28 (2) Aus dienstlichen Griinden ist eine Abordnung vorlibergehend ganz |(2) Aus dienstlichen Griinden ist eine Abordnung voriibergehend ganz oder
oder teilweise auch zu einer nicht dem Amt entsprechenden Tatigkeit |teilweise auch zu einer nicht dem Amt entsprechenden Tatigkeit zulassig,
zulassig, wenn der Beamtin oder dem Beamten die Wahrnehmung der {[wenn der Beamtin oder dem Beamten die Wahrnehmung der neuen
neuen Tatigkeit aufgrund der Vorbildung oder Berufsausbildung |Tatigkeit aufgrund der Vorbildung oder Berufsausbildung zuzumuten ist.
zuzumuten ist. Dabei ist auch die Abordnung zu einer Tatigkeit, die nicht | Dabei ist auch die Abordnung zu einer Tatigkeit, die nicht einem Amt mit
einem Amt mit demselben Grundgehalt entspricht, zuldssig. Bie+demselben Grundgehalt entspricht, zulassig. Die Abordnung bedarf der

3 i erZustimmung der Beamtin oder des Beamten, wenn sie nach Satz 1 die
i -Dauer von funf Jahren und nach Satz 2 die Dauer von zwei Jahren
Ubersteigt.
47 Absatz 5 Neu (5) Der Diensteid nach Absatz 1 und 2 oder das Gelébnis nach Absatz 3
und 4 kann auf Wunsch der Beamtin oder des Beamten auch in einer in
Schleswig-Holstein beheimateten Regional- oder Minderheitensprache
geleistet werden. Satz 1 gilt fiir die niederdeutsche Sprache und das Ro-
manes der deutschen Sinti und Roma in ganz Schleswig-Holstein. Fiir den
Gebrauch der friesischen Sprache gilt Satz 1 entsprechend im Kreis Nord-
friesland und auf der Insel Helgoland und fiir den Gebrauch der danischen
Sprache in den Kreisen Nordfriesland, Schleswig-Flensburg und Rends-
burg-Eckernférde sowie in den kreisfreien Stadten Flensburg und Kiel.
56 (1) Die fur die Gestaltung der Laufbahn zustandige oberste (1) Die fur die Gestaltung der Laufbahn zustandige oberste Landesbehdrde
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Dienstbehérde wird ermachtigt, durch Verordnung Einzelheiten Uber das
aulere Erscheinungsbild der Beamtinnen und Beamten nach § 34

wird ermachtigt, durch Verordnung Einzelheiten tiber das aulRere
Erscheinungsbild der Beamtinnen und Beamten nach § 34 Absatz 2 Satz 2
bis 4 BeamtStG zu regeln.

59

Absatz 2 Satz 2 bis 4 BeamtStG zu regeln.

beurteilen—Soweit die jeweiligen Verhaltnisse es erfordern, darf die
dienstliche Beurteilung von Beamtinnen und Beamten einzelner
Laufbahnen oder von einzelnen Beamtengruppen abweichend von

Satz 1 ausschlieBlich aus besonderem Anlass erfolgen. Dienstliche
Beurteilungen sind mit einem Gesamturteil abzuschliefen. Sie sollen
einen Vorschlag fur die weitere dienstliche Verwendung enthalten.
Erfolgt eine Auswahlentscheidung auch auf der Grundlage dienstlicher
Beurteilungen, besitzen die Beurteilungen hinreichende Aktualitat, deren
Ende des Beurteilungszeitraumes zum Zeitpunkt der
Auswahlentscheidung nicht langer als drei Jahre zurtckliegt.

(3) In den Laufbahnverordnungen und den Verordnungen nach § 114a
werden weitere Grundsatze fir dienstliche Beurteilungen geregelt,
insbesondere Uber

[.]

8. die Einzelheiten der fiktiven Fortschreibung von Beurteilungen nach
Absatz 2 und

[.]

(1) Eignung, Befahigung und fachliche Leistung der Beamtinnen und
Beamten sind regelmalig (Regelbeurteilung) und aus besonderem Anlass
(Anlassbeurteilung) dienstlich zu beurteilen, wenn ihre dienstliche Téatigkeit

im Beurteilungszeitraum mindestens 25 Prozent der regelmaRigen
Arbeitszeit betragt. Soweit die jeweiligen Verhaltnisse es erfordern, darf die
dienstliche Beurteilung von Beamtinnen und Beamten einzelner
Laufbahnen oder von einzelnen Beamtengruppen abweichend von Satz 1
ausschlieRlich aus besonderem Anlass erfolgen. Dienstliche Beurteilungen
sind mit einem Gesamturteil abzuschlieRen. Sie sollen einen Vorschlag fur
die weitere dienstliche Verwendung enthalten. Erfolgt eine
Auswahlentscheidung auch auf der Grundlage dienstlicher Beurteilungen,
besitzen die Beurteilungen hinreichende Aktualitat, deren Ende des
Beurteilungszeitraumes zum Zeitpunkt der Auswahlentscheidung nicht
langer als drei Jahre zurickliegt.

(2) Sofern keine aktuelle dienstliche Beurteilung vorliegt, kann die letzte
Regelbeurteilung unter Bertcksichtigung der Entwicklung vergleichbarer
Beamtinnen und Beamter fiktiv fortgeschrieben werden bei

1. Elternzeit,

2. einem Urlaub ohne Dienstbezilige nach § 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
oder bei

3. Freistellung von der dienstlichen Téatigkeit wegen einer Mitgliedschaft im

Personalrat, als Gleichstellungsbeauftragte oder als Vertrauensperson der
schwerbehinderten Menschen.

Die Vergleichsgruppe soll aus mindestens flinf Beamtinnen und Beamten
derselben Laufbahngruppe, desselben Einstiegsamtes und derselben
Fachrichtung gebildet werden, die zum Zeitpunkt der letzten
Regelbeurteilung vor der Freistellung oder Beurlaubung dasselbe
Statusamt innehatten und in der letzten Regelbeurteilung dasselbe
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Gesamturteil erreicht haben.

In den Fallen von Nr. 1 und Nr. 2 darf sich die Fortschreibung langstens auf
neun Jahre erstrecken; in den Fallen von Nr. 3 soll die Fortschreibung neun
Jahre nicht Uberschreiten.

(3) In den Laufbahnverordnungen und den Verordnungen nach § 114a

werden weitere Grundsatze fiir dienstliche Beurteilungen geregelt,
insbesondere ber

[.]

8. die Einzelheiten zum Verfahren und Inhalt der fiktiven Fortschreibung
von Beurteilungen nach Absatz 2 und

[.]

70

(4) Als Nebentatigkeit gilt nicht die Wahrnehmung 6&ffentlicher
Ehrenamter sowie einer unentgeltlichen Vormundschaft, Betreuung oder
Pflegschaft eines Angehérigen. Die Ubernahme eines éffentlichen
Ehrenamtes ist vorher sehriftlich mitzuteilen.

(4) Als Nebentatigkeit gilt nicht die Wahrnehmung o6ffentlicher Ehrenamter
sowie einer unentgeltlichen Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft
eines Angehdrigen. Die Ubernahme eines offentlichen Ehrenamtes ist
vorher in Textform mitzuteilen.

71

Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf sehriftliches Verlangen
ihrer Dienstvorgesetzten

1. eine Nebentatigkeit im 6ffentlichen Dienst,

2. eine Nebentatigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in
einem sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines
in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, wenn dies im
offentlichen Interesse liegt,

zu Ubernehmen und fortzufiihren, sofern diese Tatigkeit ihrer Vorbildung
oder Berufsausbildung entspricht und sie nicht tiber Gebuhr in Anspruch
nimmt.

Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf Verlangen ihrer
Dienstvorgesetzten

1. eine Nebentatigkeit im 6ffentlichen Dienst,

2. eine Nebentatigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in
einem sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in
einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, wenn dies im
offentlichen Interesse liegt,

zu ubernehmen und fortzufiihren, sofern diese Tatigkeit ihrer Vorbildung
oder Berufsausbildung entspricht und sie nicht Uber Gebulhr in Anspruch
nimmt. Das Verlangen der Dienstvorgesetzten zur Ubernahme einer

Nebentatigkeit ist der Beamtin oder dem Beamten in Textform mitzuteilen.
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72

(2) Die oder der Dienstvorgesetzte kann aus begrindetem Anlass
verlangen, dass die Beamtin oder der Beamte Uber eine von ihr oder
ihm ausgelibte anzeigefreie Nebentatigkeit, insbesondere tiber deren
Art und Umfang sowie Uber die Entgelte und geldwerten Vorteile
hieraus, sehriftieh Auskunft erteilt.

(2) Die oder der Dienstvorgesetzte kann aus begriindetem Anlass
verlangen, dass die Beamtin oder der Beamte Uber eine von ihr oder ihm
ausgeubte anzeigefreie Nebentatigkeit, insbesondere Gber deren Art und
Umfang sowie Uber die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus, in_
Textform Auskunft erteilt.

75 (1) Anzeigen, Antrage und Entscheidungen, die die Ubernahme und (1) Anzeigen, Antrage und Entscheidungen, die die Ubernahme und
Auslibung einer Nebentatigkeit betreffen, bedlrfen der Sehriftform. Die | Ausubung einer Nebentatigkeit betreffen, bedirfen der Textform. Die
Ubernahme soll mindestens einen Monat vorher angezeigt werden. Die |Ubernahme soll mindestens einen Monat vorher angezeigt werden. Die
Beamtin oder der Beamte hat dabei die fiir die Entscheidung Beamtin oder der Beamte hat dabei die fiir die Entscheidung erforderlichen
erforderlichen Nachweise, insbesondere Gber Art und Umfang der Nachweise, insbesondere Uiber Art und Umfang der Nebentatigkeit sowie
Nebentatigkeit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus, zu die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus, zu fiihren; jede Anderung ist
fuhren; jede Anderung ist unverziglich sehriftlich anzuzeigen. unverziglich in Textform anzuzeigen.

79 (1) Die Anzeigepflicht fir die Aufnahme einer Tatigkeit nach § 41 Satz 1 |(1) Die Anzeigepflicht fur die Aufnahme einer Tatigkeit nach § 41 Absatz 1

BeamtStG besteht fiir Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte
oder friihere Beamtinnen und Beamte mit Versorgungsbeziigen fiir
einen Zeitraum von fiinf Jahren nach Beendigung des
Beamtenverhaltnisses (Karenzfrist), soweit es sich um eine
Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigung handelt, die mit der
dienstlichen Tatigkeit in den letzten fiinf Jahren vor Beendigung des
Beamtenverhaltnisses im Zusammenhang steht. Satz 1 gilt fir
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die mit Erreichen der
Regelaltersgrenze oder zu einem spateren Zeitpunkt in den Ruhestand
treten, mit der Mal3gabe, dass an die Stelle der fiinfjahrigen eine
dreijahrige Karenzfrist tritt. Die Anzeige hat gegenliber der oder dem
letzten Dienstvorgesetzten zu erfolgen.

{2) Zustandig fur die Untersagung nach § 41 Satz 2 BeamtStG ist die
oder der letzte Dienstvorgesetzte.

Satz 1 BeamtStG besteht fliir Ruhestandsbeamtinnen und
Ruhestandsbeamte oder friilhere Beamtinnen und Beamte mit
Versorgungsbeziigen fir einen Zeitraum von finf Jahren nach Beendigung
des Beamtenverhaltnisses (Karenzfrist), soweit es sich um eine
Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigung handelt, die mit der
dienstlichen Tatigkeit in den letzten fiinf Jahren vor Beendigung des
Beamtenverhaltnisses im Zusammenhang steht. Satz 1 gilt fur
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die mit Erreichen der
Regelaltersgrenze oder zu einem spateren Zeitpunkt in den Ruhestand
treten, mit der MalRgabe, dass an die Stelle der flnfjahrigen eine
dreijahrige Karenzfrist tritt. Die Anzeige hat gegeniiber der oder dem
letzten Dienstvorgesetzten zu erfolgen.

(2) Abweichend von Absatz 1 sind Ruhestandsbeamtinnen und
Ruhestandsbeamte sowie friihere Beamtinnen und Beamte mit
Versorgungsbeziigen verpflichtet, jede Erwerbstétigkeit oder sonstige
Beschaftigung auRerhalb des o6ffentlichen Dienstes anzuzeigen, wenn sie
in den letzten flinf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhaltnisses mit
mindestens einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit nach § 2 Absatz 1
Landessicherheitsiiberpriifungsgesetz (LSUG) betraut gewesen sind. Die
Anzeigepflicht nach Satz 1 endet

1. finf Jahre nach Beendigung des Beamtenverhaltnisses, wenn die
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Beamtin oder der Beamte mit Erreichen der Regelaltersgrenze in den
Ruhestand tritt, und

2. in den Ubrigen Fallen sieben Jahre nach Beendigung des
Beamtenverhaltnisses.

(3) Die Anzeige nach den Abséatzen 1 und 2 soll mindestens einen Monat
vor Aufnahme der Téatigkeit oder Beschaftigung erfolgen. Wird die Frist
nicht eingehalten, so kann die zustidndige Behorde die Aufnahme der
Tatigkeit oder Beschaftigung bis zur Dauer von hochstens einem Monat
vorlaufig untersagen.

(4) Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhestandsbeamte sowie friihere
Beamtinnen und Beamte mit Versorgungsbeziigen, die in den letzten flnf
Jahren vor Beendigung des Beamtenverhaltnisses mit mindestens einer
sicherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut gewesen sind, die eine
erweiterte Sicherheitsliberpriifung mit Sicherheitsermittlungen nach § 11
LSUG erfordert, bediirfen fiir die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder
sonstigen Beschaftigung fiir eine fremde Macht oder einen ihrer
Mittelsménner der vorherigen Genehmigung, sofern die beabsichtigte
Erwerbstatigkeit oder sonstige Beschaftigung einen Bezug zu
sicherheitsempfindlichen Belangen aufweist. Die Pflicht zur Einholung einer
Genehmigung endet

1. finf Jahre nach Beendigung des Beamtenverhaltnisses, wenn die
Beamtin oder der Beamte mit Erreichen der Regelaltersgrenze in den
Ruhestand tritt, und

2. in den Ubrigen Fallen sieben Jahre nach Beendigung des
Beamtenverhaltnisses."

(5) Die Abséatze 1, 2 und 4 gelten nicht in den Fallen der anzeigefreien Ta-
tigkeiten im Sinne von § 72 Absatz 1.
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(6) Zustandig fir die Untersagung nach § 41 Absatz 1 Satz 2 BeamtStG
und fiir die Genehmigung nach Absatz 4 ist die oder der letzte Dienstvorge-
setzte.

83 (3) Antrage auf Leistungen nach den Abséatzen 1 und 2 sind innerhalb (3) Antrage auf Leistungen nach den Absatzen 1 und 2 sind innerhalb einer
einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach Eintritt des Schadens Ausschlussfrist von drei Monaten nach Eintritt des Schadens in Textform zu
sehriftlich zu stellen. Die Leistungen werden nur gewahrt, soweit der stellen. Die Leistungen werden nur gewahrt, soweit der Beamtin oder dem
Beamtin oder dem Beamten der Schaden nicht auf andere Weise Beamten der Schaden nicht auf andere Weise ersetzt werden kann. Hat
ersetzt werden kann. Hat der Dienstherr Leistungen gewahrt, gehen der Dienstherr Leistungen gewahrt, gehen gesetzliche
gesetzliche Schadenersatzanspriiche der Beamtin oder des Beamten Schadenersatzanspriiche der Beamtin oder des Beamten gegen Dritte
gegen Dritte insoweit auf den Dienstherrn iber. Ubergegangene insoweit auf den Dienstherrn Uber. Ubergegangene Anspriiche dirfen nicht
Anspriche dirfen nicht zum Nachteil der oder des Geschadigten zum Nachteil der oder des Geschadigten geltend gemacht werden.
geltend gemacht werden.

83a (2) Eine unbillige Harte liegt insbesondere vor, wenn die Vollstreckung [(2) Eine unbillige Harte liegt insbesondere vor, wenn die Vollstreckung Gber
Uber einen Betrag von mindestens 250 € erfolglos geblieben ist. Der einen Betrag von mindestens 250 € erfolglos geblieben ist. Der Dienstherr
Dienstherr kann die Ubernahme der Erfiillung verweigern, wenn auf kann die Ubernahme der Erfiillung verweigern, wenn auf Grund desselben
Grund desselben Sachverhalts Zahlungen als Unfallausgleich geman Sachverhalts Zahlungen als Unfallausgleich gemaf § 39 SHBeamtVG
§ 39 SHBeamtVG gewahrt werden, oder wenn eine Zahlung als gewahrt werden, oder wenn eine Zahlung als einmalige
einmalige Unfallentschadigung gemaf § 48 SHBeamtVG oder als Unfallentschadigung gemaR § 48 SHBeamtVG oder als
Schadensausgleich in besonderen Fallen gemaR § 49 Absatz 1 Satz2 |Schadensausgleich in besonderen Fallen gemal § 49 Absatz 1 Satz 2
SHBeamtVG gewahrt wird. Die Ubernahme der Erfillung ist innerhalb | SHBeamtVG gewahrt wird. Die Ubernahme der Erfiillung ist innerhalb einer
einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach Rechtskraft des Urteils Ausschlussfrist von zwei Jahren nach Rechtskraft des Urteils in Textform
sehriftlich unter Nachweis der Vollstreckungsversuche zu beantragen. unter Nachweis der Vollstreckungsversuche zu beantragen.

85 (3) Die Personalakte kann nach sachlichen Gesichtspunkten in (3) Die Personalakte kann nach sachlichen Gesichtspunkten in Grundakte

Grundakte und Teilakten gegliedert werden. Teilakten kénnen bei der fir
den betreffenden Aufgabenbereich zustandigen Behorde geflihrt
werden. Nebenakten (Unterlagen, die sich auch in der Grundakte oder
in Teilakten befinden) durfen nur gefiuhrt werden, wenn die
personalverwaltende Behdrde nicht zugleich Beschaftigungsbehoérde ist
oder wenn mehrere personalverwaltende Behérden flr die Beamtin
oder den Beamten zustandig sind. In die Grundakte ist ein vollstandiges
Verzeichnis aller Teil- und Nebenakten aufzunehmen. Wird die
Personalakte nicht vollstandig in Schriftform oder vollstandig
elektronisch gefiihrt, ist schriftlich festzulegen, welche Teile in welcher
Form geflihrt werden.

und Teilakten gegliedert werden. Teilakten kénnen bei der fiir den
betreffenden Aufgabenbereich zustandigen Behorde geflihrt werden.
Nebenakten (Unterlagen, die sich auch in der Grundakte oder in Teilakten
befinden) durfen nur gefuhrt werden, wenn die personalverwaltende
Behdrde nicht zugleich Beschaftigungsbehdrde ist oder wenn mehrere
personalverwaltende Behorden fiir die Beamtin oder den Beamten
zustandig sind. In die Grundakte ist ein vollstandiges Verzeichnis aller Teil-
und Nebenakten aufzunehmen. Wird die Personalakte nicht vollstéandig in
Schriftform oder vollstandig elektronisch geflhrt, ist festzulegen, welche
Teile in welcher Form gefiihrt werden.
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89

{a&) Soweit es zur Erflillung der durch Rechtsvorschrift vorgesehenen
Aufgaben erforderlich ist, ist es ohne Einwilligung der Beamtin oder des
Beamten zulassig fur Zwecke der Personalverwaltung oder
Personalwirtschaft, die Personalakte

1. der obersten Dienstbehdrde,

2. dem Landesbeamtenausschuss,

3. einer im Rahmen der Dienstaufsicht weisungsbefugten Behorde,

4. einem ressortibergreifend zustandigen Dienstleistungszentrum oder

5. Arztinnen und Arzten sowie Psychologinnen und Psychologen, die im
Auftrag der personalverwaltenden Behérde ein Gutachten erstellen,

zu Ubermitteln. Das Gleiche gilt fir andere Behdrden desselben oder
eines anderen Dienstherrn, soweit diese an einer Personalentscheidung
mitwirken.

[...]

(4) Auskiinfte an Dritte dirfen nur mit Einwilligung der Beamtin oder des
Beamten erteilt werden, es sei denn, die Empfangerinnen oder
Empfanger machen ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu
Ubermittelnden Daten glaubhaft und es besteht kein Grund zu der
Annahme, dass das schutzwirdige Interesse der Betroffenen an der
Geheimhaltung uberwiegt. Auf der Grundlage der Artikel 50, 56 und 56a
der Richtlinie 2005/36/EG dirfen im Rahmen der europaischen
Verwaltungszusammenarbeit nach § 36a bis § 36e des
Landesverwaltungsgesetzes die erforderlichen Auskuinfte aus der
Personalakte auch ohne Einwilligung der Beamtin oder des Beamten
erteilt werden. Inhalt und Empfangerin oder Empfanger der Auskunft
sind der Beamtin oder dem Beamten sehriftlich mitzuteilen.

(1) Soweit es zur Erfillung der durch Rechtsvorschrift vorgesehenen
Aufgaben erforderlich ist, ist es ohne Einwilligung der Beamtin oder des
Beamten zulassig fur Zwecke der Personalverwaltung oder
Personalwirtschaft, die Personalakte

1. der obersten Dienstbehérde,

2. dem Landesbeamtenausschuss,

3. einer im Rahmen der Dienstaufsicht weisungsbefugten Behorde,

4. einem ressortiibergreifend zustandigen Dienstleistungszentrum oder

5. Arztinnen und Arzten sowie Psychologinnen und Psychologen, die im
Auftrag der personalverwaltenden Behorde ein Gutachten erstellen,

zu Ubermitteln. Das Gleiche gilt flir andere Behérden desselben oder eines
anderen Dienstherrn, soweit diese an einer Personalentscheidung
mitwirken.

[...]

(4) Auskiinfte an Dritte dirfen nur mit Einwilligung der Beamtin oder des
Beamten erteilt werden, es sei denn, die Empfangerinnen oder Empfanger
machen ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu Ubermittelnden
Daten glaubhaft und es besteht kein Grund zu der Annahme, dass das
schutzwiirdige Interesse der Betroffenen an der Geheimhaltung Uberwiegt.
Auf der Grundlage der Artikel 50, 56 und 56a der Richtlinie 2005/36/EG
dirfen im Rahmen der europaischen Verwaltungszusammenarbeit nach
§ 36a bis §36e des Landesverwaltungsgesetzes die erforderlichen
Auskiinfte aus der Personalakte auch ohne Einwilligung der Beamtin oder
des Beamten erteilt werden. Inhalt und Empfangerin oder Empfanger der




Paragraph |Aktuelle Fassung Geplante Anderungen
Auskunft sind der Beamtin oder dem Beamten in Textform mitzuteilen.
89a (2) Die Auftragserteilung einschlief3lich der Unterauftragserteilung (2) Die Auftragserteilung einschlief3lich der Unterauftragserteilung bedarf

bedarf der vorherigen Zustimmung der obersten Dienstbehdrde. Zu
diesem Zweck hat der Verantwortliche der obersten Dienstbehdrde
rechtzeitig vor der Auftragserteilung sehriftlich mitzuteilen:

1. den Auftragsverarbeiter, die von diesem getroffenen technischen und
organisatorischen Mallnahmen und die ergdnzenden Festlegungen
nach Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679,

2. die Aufgabe, zu deren Erflllung der Auftragsverarbeiter die Daten
verarbeiten soll,

3. die Art der Daten, die fiir den Verantwortlichen verarbeitet werden
sollen, und den Kreis der Beschaftigten, auf den sich diese Daten
beziehen, sowie

4. die beabsichtigte Erteilung von Unterauftragen durch den
Auftragsverarbeiter.

(3) Eine nichtoffentliche Stelle darf nur beauftragt werden, wenn

1. beim Verantwortlichen sonst Stérungen im Geschaftsablauf auftreten
kénnen oder der Auftragsverarbeiter die Ubertragenen Aufgaben
erheblich kostengtinstiger erledigen kann und

2. die beim Auftragsverarbeiter mit der Datenverarbeitung beauftragten
Beschéftigten besonders auf den Schutz der Personalaktendaten
verpflichtet sind.

In dem Auftrag ist sehriftlich festzulegen, dass der Auftragsverarbeiter
eine Kontrolle durch die oder den Landesbeauftragten fir Datenschutz
zu dulden hat.

der vorherigen Zustimmung der obersten Dienstbehdrde. Zu diesem Zweck
hat der Verantwortliche der obersten Dienstbehdérde rechtzeitig vor der
Auftragserteilung in Textform mitzuteilen:

1. den Auftragsverarbeiter, die von diesem getroffenen technischen und
organisatorischen MalRnahmen und die erganzenden Festlegungen nach
Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679,

2. die Aufgabe, zu deren Erflillung der Auftragsverarbeiter die Daten
verarbeiten soll,

3. die Art der Daten, die fiir den Verantwortlichen verarbeitet werden sollen,
und den Kreis der Beschaftigten, auf den sich diese Daten beziehen, sowie

4. die beabsichtigte Erteilung von Unterauftragen durch den
Auftragsverarbeiter.

(3) Eine nichtoffentliche Stelle darf nur beauftragt werden, wenn

1. beim Verantwortlichen sonst Stérungen im Geschéaftsablauf auftreten
kénnen oder der Auftragsverarbeiter die ibertragenen Aufgaben erheblich
kostengunstiger erledigen kann und

2. die beim Auftragsverarbeiter mit der Datenverarbeitung beauftragten
Beschaftigten besonders auf den Schutz der Personalaktendaten
verpflichtet sind.

In dem Auftrag ist in_Textform festzulegen, dass der Auftragsverarbeiter
eine Kontrolle durch die oder den Landesbeauftragten fur Datenschutz zu
dulden hat.

10
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97

Geschéaftsordnung und Verfahren

]

2) Die-Si os | | | il pickt Stentlich.

{3) Beauftragten der beteiligten obersten Dienstbehdrde sowie
Beschwerdefiihrerinnen und Beschwerdefiihrern kann Gelegenheit zur
Stellungnahme in der Verhandlung gegeben werden.

Geschéftsordnung, Verfahren und Sitzungsformate

[..]

(2) Die Sitzungen des Landesbeamtenausschusses sind nicht offentlich
und sollen als Prasenzsitzung in Anwesenheit seiner Mitglieder vor Ort
stattfinden.

(3) Die oder der Vorsitzende kann die Sitzung wegen besonderer duRerer
Umstande im Einvernehmen mit den Mitgliedern als digitale oder hybride
Sitzung durchfiihren. Sitzungen sind im Sinne dieses Gesetzes digital,
wenn sie vollstandig mittels Video- oder Audiokonferenz durchgeflihrt wer-
den. Sitzungen im Sinne dieses Gesetzes sind hybrid, wenn die Mitglieder
teilweise in Anwesenheit vor Ort und teilweise unter Zuschaltung mittels
Video- oder Audiokonferenz teilnehmen. Digitale und hybride Sitzungen
sind nur zuldssig, wenn vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die
durch die jeweilige Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigegeben sind
und geeignete technische und organisatorische MaRRnahmen getroffen
werden, um sicherzustellen, dass Dritte vom Inhalt der Sitzungen keine
Kenntnis nehmen kénnen. Zu Beginn der Sitzung ist die technische Fehler-
freiheit festzustellen. Dariiber hinaus liegen Fehler bei der Ubertragung
sowie technische Hinderungsgrinde im Verantwortungsbereich der zuge-
schalteten Teilnehmenden. Technische Storungen, die im Verantwortungs-
bereich der oder des Teilnehmenden liegen, haben keine Auswirkungen auf
die Wirksamkeit eines ohne sie oder ihn gefassten Beschlusses. Mitglieder,
die mittels Video- oder Audiokonferenz an digitalen oder hybriden Sitzun-
gen teilnehmen, gelten als anwesend im Sinne von § 98 Absatz 2 Saitz 1.
Video- oder Audioaufzeichnungen sind unzulassig.

(4) Beauftragten der beteiligten obersten Dienstbehorde sowie
Beschwerdefiihrerinnen und Beschwerdefihrern kann Gelegenheit zur

11
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Stellungnahme in der Verhandlung gegeben werden.

(5) Beauftragten der beteiligten obersten Dienstbehérde sowie Beschwer-
defuhrerinnen und Beschwerdefuhrern kann Gelegenheit zur Stellungnah-
me in der Verhandlung gegeben werden. Sofern die Sitzung nach Absatz 3
mittels Video- oder Audiokonferenz durchgefihrt werden soll, kdnnen die
nach Satz 1 genannten Personen ebenfalls mittels Video- oder Audiokonfe-
renz an der Sitzung teilnehmen und gelten als anwesend.

112 (3) Uber die Leistungen der Heilfiirsorge hinaus oder neben den (3) Uber die Leistungen der Heilfiirsorge hinaus oder neben den
Leistungen der Heilfirsorge kann Beihilfe nicht gewahrt werden. Neu Leistungen der Heilfirsorge kann Beihilfe nicht gewahrt werden. Neu
eingestellte oder zum Land Schleswig-Holstein versetzte eingestellte oder zum Land Schleswig-Holstein versetzte
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte kdnnen die Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte kénnen die
Gewahrung von Heilfirsorge innerhalb von sechs Monaten nach der Gewahrung von Heilfiirsorge innerhalb von sechs Monaten nach der
Einstellung oder der Versetzung sehriftlich ablehnen. In diesem Fall Einstellung oder der Versetzung in Textform ablehnen. In diesem Fall
erhalten sie ab dem Ersten des auf die Ablehnung folgenden Monats erhalten sie ab dem Ersten des auf die Ablehnung folgenden Monats
Beihilfe nach § 80. Ein Widerruf ist ausgeschlossen. Die Satze 2 bis 4 | Beihilfe nach § 80. Ein Widerruf ist ausgeschlossen. Die Satze 2 bis 4
gelten entsprechend fiir Polizeivollzugsbeamtinnen und gelten entsprechend fiir Polizeivollzugsbeamtinnen und
Polizeivollzugsbeamte, die nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes |Polizeivollzugsbeamte, die nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes zu
zu Beamtinnen und Beamten auf Probe ernannt werden. Beamtinnen und Beamten auf Probe ernannt werden.

125 [...] (4) Durch die Wahrnehmung der in § 23 Absatz 1 Nummern 3 bis 6

genannten Dienste darf der Bewerberin oder dem Bewerber kein Nachteil

entstehen. Gleiches gilt fur berufliche Verzégerungen infolge

1. der Geburt oder der tatsachlichen Betreuung oder Pflege eines Kindes
unter 18 Jahren oder

2. der tatsachlichen Pflege einer oder eines nach arztlichem Gutachten
pflegebediirftigen sonstigen Angehdrigen.

12
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1. der Geburt oder der tatsachlichen Betreuung oder Pflege eines
Kindes unter 18 Jahren oder
2. der tatsachlichen Pflege einer oder eines nach arztlichem Gutachten
pflegebediirftigen sonstigen Angehdrigen.
[...]
136 - Ubergangsregelung fiir die Erprobungszeit nach § 20

Bei Beamtinnen und Beamten, die die Erprobungszeit nach § 20 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 in der bis zum [einsetzen: Datum des Tages vor Inkraft-
treten dieses Gesetzes gemaR Artikel 4] geltenden Fassung dieses Geset-
zes begonnen haben, gilt § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in der bis zum
Ablauf des [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
gemal Artikel 4] geltenden Fassung fort.*

Allgemeine Laufbahnverordnung - ALVO
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7a

Neu

.S 7a
Erprobungszeit

(1) Die Erprobungszeit ist die Zeit, in der die Beamtin oder der Beamte die
Eignung fir einen héher bewerteten Dienstposten nachzuweisen hat.

(2) Die regelmaRige Erprobungszeit dauert sechs Monate. Die Erprobungs-
zeit kann um hochstens sechs Monate verlangert werden, wenn die Eig-
nung bis zum Ablauf der Erprobungszeit nicht festgestellt werden kann. § 7
Absatz 2 gilt entsprechend.

13
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(3) Auf die Erprobungszeit konnen Zeiten ibertragener Tatigkeiten, die
mindestens dem héher bewerteten Dienstposten entsprochen haben und in
denen die Beamtin oder der Beamte sich erprobt hat, angerechnet werden.

(4) Auf der Grundlage der erstellten dienstlichen Beurteilung ist zum Ende
der Erprobungszeit festzustellen, ob die Beamtin oder der Beamte die Eig-
nung nachgewiesen hat. Kann die Eignung nicht festgestellt werden, ist
von der dauerhaften Ubertragung des Dienstpostens abzusehen oder die
Ubertragung zu widerrufen.*

12

(1) Als Nachteilsausgleich nach § 23 Absatz 2 LBG wird von Amts wegen
die eingetretene Verzogerung im Umfang der tatsachlichen Dauer der in §
23 Absatz 1 LBG genannten Betreuungs- oder Pflegezeiten oder Dienste
bis zu einem Zeitraum von insgesamt zwei Jahren berlicksichtigt.

14

(2) Die hauptberufliche Tatigkeit nach Absatz 1 ist nachzuweisen

1. fur das zweite Einstiegsamt einer Laufbahn der Laufbahngruppe 1
mindestens in einem Umfang von einem Jahr und sechs Monaten und

(2) Die hauptberufliche Tatigkeit nach Absatz 1 ist nachzuweisen

1. fUr das zweite Einstiegsamt einer Laufbahn der Laufbahngruppe 1
mindestens in einem Umfang von einem Jahr und sechs Monaten und

2. fur das erste Einstiegsamt einer Laufbahn der Laufbahngruppe 2
mindestens in einem Umfang von zwei Jahren, flir das zweite Einstiegsamt
einer Laufbahn der Laufbahngruppe zwei in einem Umfang von zwei
Jahren und sechs Monaten.

20

(1) Fur eine Laufbahn der Laufbahngruppe 2 ist als
Bildungsvoraussetzung fiir das erste Einstiegsamt ein mit einem
Bachelorgrad abgeschlossenes Hochschulstudium oder ein
gleichwertiger Abschluss nachzuweisen. Der Abschluss nach Satz 1
kann nach naheren Bestimmungen der Laufbahnverordnungen
innerhalb eines Vorbereitungsdienstes erworben werden. In diesen
Fallen ist fir die Zulassung zum Vorbereitungsdienst eine

(1) Fur eine Laufbahn der Laufbahngruppe 2 ist als Bildungsvoraussetzung
fur das erste Einstiegsamt ein mit einem Bachelorgrad abgeschlossenes
Hochschulstudium oder ein gleichwertiger Abschluss nachzuweisen. Der
Abschluss nach Satz 1 kann nach nadheren Bestimmungen der
Laufbahnverordnungen innerhalb eines Vorbereitungsdienstes erworben
werden. In diesen Fallen ist fur die Zulassung zum Vorbereitungsdienst
eine Hochschulzugangsberechtigung nach dem fir die jeweilige

14
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HochschuIzugangsberechhgung nach §—39—Heehsehu4gesetz—(—HS@-)—m—

Hochschuleignungsprifung; nachzuweisen.

Hochschule geltenden Hochschulrecht nachzuweisen.

25 (1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1, zweites (1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt,
Einstiegsamt, kbnnen zum Aufstieg in die Laufbahn der Laufbahngruppe |kénnen zum Aufstieg in die Laufbahn der Laufbahngruppe 2, erstes
2, erstes Einstiegsamt, derselben Fachrichtung zugelassen werden, Einstiegsamt, derselben Fachrichtung zugelassen werden, wenn folgende
wenn folgende Voraussetzungen erfillt sind: Voraussetzungen erfillt sind:
1. lhre Eignung, Beféhigung und fachliche Leistung im beruflichen 1. lhre Eignung, Befahigung und fachliche Leistung im beruflichen
Werdegang muss dies rechtfertigen; zudem muss die Beamtin oder der |Werdegang muss dies rechtfertigen; zudem muss die Beamtin oder der
Beamte mindestens eine Beurteilung mit der zweithdchsten Beamte mindestens eine Beurteilung mit der zweithdchsten
Bewertungsstufe erhalten haben, Bewertungsstufe erhalten haben,
2. sofern mit der Einfiihrung in die neue Laufbahn ein Hochschulstudium | 2. sofern mit der Einfihrung in die neue Laufbahn ein Hochschulstudium
verbunden |st mussen sie eine HochschuIzugangsberechtlgung nach §— verbunden ist, missen sie eine Hochschulzugangsberechtigung nach dem
) : fur die jeweilige Hochschule geltenden Hochschulrecht nachweisen,
. 3. sie haben mindestens das erste Beforderungsamt der Laufbahn inne.
nachweisen,
3. sie haben mindestens das erste Beférderungsamt der Laufbahn inne.
26 Beamtlnnen und Beamte, d|e eme#eehsehwzugangsberee#m@mg—naeh Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnprifung fir eine Laufbahn der

§ 30 HSG, sowsit erfords _ :

naehwelsen—und dle Laufbahnprufung fur eine Laufbahn der
Laufbahngruppe 1 fir das zweite Einstiegsamt mindestens mit der Note
,gut* bestanden haben, kdnnen frihestens ein Jahr und sechs Monate,
spatestens drei Jahre nach der Priifung zum Vorbereitungsdienst fur
eine Laufbahn derselben Fachrichtung der Laufbahngruppe 2 fir das
erste Einstiegsamt zugelassen werden, wenn sie mit der hochsten

Laufbahngruppe 1 fir das zweite Einstiegsamt mindestens mit der Note
,gut® bestanden haben, kénnen frihestens ein Jahr und sechs Monate,
spatestens drei Jahre nach der Prifung zum Vorbereitungsdienst fir eine
Laufbahn derselben Fachrichtung der Laufbahngruppe 2 fir das erste
Einstiegsamt zugelassen werden, wenn sie mit der héchsten
Bewertungsstufe beurteilt worden sind. Sofern mit dem
Vorbereitungsdienst fiir die Laufbahngruppe 2 ein Hochschulstudium
verbunden ist, mussen die Beamtinnen und Beamten vor der Zulassung
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Bewertungsstufe beurteilt worden sind. Die in Satz 1 geregelte Frist von
drei Jahren verlangert sich um insgesamt héchstens drei Jahre bei
Zeiten

1. eines Beschaftigungsverbotes nach der Mutterschutzverordnung vom
12. Februar 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 51),

2. der Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Elternzeitverordnung in
der Fassung vom 18. Dezember 2001 (GVOBI. Schl.-H. 2022, S. 6,
zuletzt geandert durch Artikel 2 der Verordnung vom 2. Dezember 2025
(GVOBI. Schl.-H. 2025/167), oder

3. der Inanspruchnahme von Urlaub ohne Dienstbezlige nach § 62
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 LBG,

wenn aus diesem Grund die Zulassung nicht mdglich war. Die in Satz 1
geregelte Frist von einem Jahr und sechs Monaten verkiirzt sich auf
héchstens sechs Monate, wenn Zeiten hauptberuflicher Tatigkeit nach §
19 Absatz 2 Satz 2 LBG angerechnet worden sind. § 25 Absatz 3 bis 6
gilt entsprechend.

eine Hochschulzugangsberechtigung nach dem fiir die jeweilige
Hochschule geltenden Hochschulrecht nachweisen. Die in Satz 1 geregelte
Frist von drei Jahren verlangert sich um insgesamt héchstens drei Jahre
bei Zeiten

1. eines Beschaftigungsverbotes nach der Mutterschutzverordnung vom
12. Februar 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 51),

2. der Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Elternzeitverordnung in
der Fassung vom 18. Dezember 2001 (GVOBI. Schl.-H. 2022, S. 6, zuletzt
geandert durch Artikel 2 der Verordnung vom 2. Dezember 2025 (GVOBI.
Schl.-H. 2025/167), oder

3. der Inanspruchnahme von Urlaub ohne Dienstbeziige nach § 62 Absatz
1 Satz 1 Nummer 2 LBG,

wenn aus diesem Grund die Zulassung nicht méglich war. Die in Satz 1
geregelte Frist von einem Jahr und sechs Monaten verkiirzt sich auf
héchstens sechs Monate, wenn Zeiten hauptberuflicher Tatigkeit nach § 19
Absatz 2 Satz 2 LBG angerechnet worden sind. § 25 Absatz 3 bis 6 gilt
entsprechend.

32

berechtigten Zweifeln von der zustandigen Behoérde des Mitgliedstaates
eine Bestatigung der Tatsache verlangt werden, dass die Ausliibung
dieses Berufes durch die Antragstellerin oder den Antragsteller nicht
aufgrund schwerwiegender beruflicher Verfehlungen oder einer
Verurteilung wegen strafbarer Handlung ausgesetzt oder untersagt
worden ist. Die Anfrage soll Gber das Binnenmarkt-Informationssystem
(IMI) nach der Verordnung (EU) Nummer 1024/20123) erfolgen.

(3) Die Unterlagen nach Absatz 2 sind in deutscher oder englischer
Sprache in Kopie vorzulegen oder elektronisch zu tbermitteln. Soweit die
Unterlagen nicht in deutscher oder englischer Sprache ausgestellt wurden,
sind ergénzend Ubersetzungen in die deutsche oder englische Sprache
beizufiigen. In begrindeten Ausnahmefallen findet § 82a Absatz 2 LVwWG
Anwendung. Zudem kann bei berechtigten Zweifeln von der zustandigen
Behodrde des Mitgliedstaates eine Bestatigung der Tatsache verlangt
werden, dass die Ausiibung dieses Berufes durch die Antragstellerin oder
den Antragsteller nicht aufgrund schwerwiegender beruflicher Verfehlungen
oder einer Verurteilung wegen strafbarer Handlung ausgesetzt oder
untersagt worden ist. Die Anfrage soll iiber das Binnenmarkt-
Informationssystem (IMI) nach der Verordnung (EU)

Nummer 1024/20123) erfolgen.

16




Paragraph |Aktuelle Fassung Geplante Anderungen

37 (2) Uber den Antrag ist innerhalb von vier Monaten nach Einreichung (2) Uber den Antrag ist innerhalb von vier Monaten nach Einreichung der
der vollstandigen Unterlagen schriftlich zu entscheiden. ,In den Fallen  |vollstandigen Unterlagen schriftlich zu entscheiden. ,In den Fallen der
der automatischen Anerkennung nach den Artikeln 21 bis 49 der automatischen Anerkennung nach den Artikeln 21 bis 49 der Richtlinie
Richtlinie 2005/36/EG betragt die Frist drei Monate. Die 2005/36/EG betragt die Frist drei Monate. Die Verfahrensfristen laufen ab
Verfahrensfristen laufen ab Einreichen der vollstdndigen Unterlagen bei |Einreichen der vollstandigen Unterlagen bei der zustandigen Behorde oder
der zustandlgen Behorde oder be| der elnheltllchen Stelle. Eine- bei der einheitlichen Stelle. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
hemmt—meht—den—l:auf—dewe#amensinsten—Absatz 1 Satz 3 glIt
entsprechend.

39 Dlenstl|che Beurtellung AIIgemelnes Dienstliche Beurteilung, Grundlagen, Ausnahmen

BewertungsmaBstab ist das statusrechthche Amt die Anforderungen der
im Beurteilungszeitraum ibertragenen Aufgaben sind dabei zu
bericksichtigen.

(2) Von der Regelbeurteilung sind Beamtinnen und Beamte
ausgenommen,

(1) Beamtinnen und Beamte sind alle drei Jahre im Rahmen der
Regelbeurteilung sowie im Rahmen der Anlassbeurteilung nach Eignung,
Befahigung und fachlicher Leistung zu beurteilen. Bewertungsmalstab ist
das statusrechtliche Amt am Beurteilungsstichtag; die Anforderungen der
im Beurteilungszeitraum Ubertragenen Aufgaben sind dabei zu
bericksichtigen.

(2) Von der Regelbeurteilung sind Beamtinnen und Beamte ausgenommen
1. die eine Probezeit ableisten,

2. die sich in einer Einfihrungs- oder Bewahrungszeit nach §§ 6, 10a, 25,
26, 27 oder 27a befinden,

3. denen ein Amt oberhalb der Besoldungsgruppe B 2 verliehen worden ist,

4. die in ein Beamtenverhaltnis auf Zeit berufen sind,

5. die am Beurteilungsstichtag bereits langer als ein Jahr von ihren
dienstlichen Tatigkeiten in einem Umfang von mehr als 75 Prozent der
regelmaBigen Arbeitszeit beurlaubt oder freigestellt sind oder

6. die einer Laufbahn der Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt,
angehoren.

(3) Die individuelle Regelbeurteilung soll um héchstens sechs Monate




Paragraph
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{5) Nach Vollendung des 57. Lebensjahres wird eine Regelbeurteilung

verschoben werden, wenn am Stichtag der Regelbeurteilung keine
hinreichende Beurteilungsgrundlage vorliegt. Eine hinreichende
Beurteilungsgrundlage stellt in der Regel eine Dienstaustbung Uber einen
Zeitraum von mindestens sechs Monaten in dem mafigeblichen
statusrechtlichen Amt dar. Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Alternative 1
verlangert sich der Beurteilungszeitraum der Regelbeurteilung um den
Zeitraum des Aufschubs. Der fiir die nachfolgende Regelbeurteilung
maRgebende Zeitraum verkurzt sich.

(4) Anlassbeurteilungen sind
1. vor jeder Auswahlentscheidung
,_2. wahrend der Probezeit,

3. zum Ablauf der Einflihrungs- und Bewahrungszeit nach §§ 6, 10a bis c,
25, 26, 27 oder 27a; in der Einflihrungs- oder Bewahrungszeit ist eine
Anlassbeurteilung auch bei Wechsel der Beschaftigungsbehdrde zu
erstellen,

4. zum Ablauf der Erprobungszeit nach § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2
LBG in Verbindung mit § 7a,

5. vor Beginn einer Beurlaubung oder Freistellung von dienstlichen
Tatigkeiten in einem Umfang von mehr als 75 Prozent der regelmafRigen
Arbeitszeit, sofern Gber den Beurlaubungs- oder Freistellungszeitraum
'hinweg keine hinreichend aktuelle Beurteilung gewahrleistet werden kann,
oder

6. wenn sonstige dienstliche oder persénliche Verhaltnisse es erfordern,
zu fertigen.

In den Fallen des Satzes 1 Nummer 1 ist eine Beurteilung nicht zu fertigen,
wenn eine hinreichend aktuelle Beurteilung nach § 59 Absatz 1 Satz 5 LBG
vorliegt. Abweichend von Satz 2 ist eine Beurteilung zu fertigen, wenn
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nur auf Antrag der Beamtin oder des Beamten erstellt.

1. wahrend eines erheblichen Zeitraums seit der letzten Beurteilung
wesentlich andere Aufgaben wahrgenommen wurden oder

2. bei einer beabsichtigten Auswahlentscheidung das Alter der
Beurteilungen der Bewerberinnen und Bewerber mehr als drei Jahre
voneinander abweicht.

Anlassbeurteilungen sind unter Berlcksichtigung der bei
Regelbeurteilungen geltenden Grundsétze zu erstellen.

(5) Der Beurteilungszeitraum fir die Erstellung einer Beurteilung betragt
mindestens sechs Monate.

(6) Nach Vollendung des 57. Lebensjahres wird eine Regelbeurteilung nur
auf Antrag der Beamtin oder des Beamten erstellt.

41

Absatz 4 wird zu Absatz 5

(4) Gegenstand des Gesamturteils der Beurteilung sind die Leistung, Befa-
higung und Eignung, die die Beamtin oder der Beamte im mafRgeblichen
statusrechtlichen Amt erbracht hat. Sofern im Beurteilungszeitraum eine
Beforderung erfolgt, ist die Beurteilung aufzuteilen. Dabei flie3t in das Ge-
samturteil nur der Zeitraum nach der Beférderung ein und ist an den Anfor-
derungen des aktuellen hoheren Statusamtes zu messen. Der Zeitraum vor
der Beférderung ist gemessen an den Anforderungen des vorherigen Sta-
tusamtes zu berticksichtigen, wenn dieser Zeitraum mindestens sechs

Monate betragt.

41a

(2) Erstbeurteilerin oder Erstbeurteiler ist in der Regel die oder der

unmittelbare Vorgesetzte. Frihere Vorgesetzte im Beurteilungszeitraum

sind vor der Beurteilung zu héren; waren sie langer als zwolf Monate

Vorgesetzte der Beamtin oder des Beamten, ist ein Beurteilungsbeitrag
zu erstellen. Der Beurteilungsbeitrag ist der Erstbeurteilerin oder dem
Erstbeurteiler fir die nachste Beurteilung zur Verfigung zu stellen. Ist
die Beamtin oder der Beamte der oder dem unmittelbaren Vorgesetzten

am Beurteilungsstichtag weniger als sechs Monate unterstellt, ist

Erstbeurteilerin oder Erstbeurteiler grundsatzlich die oder der friihere

(2) Erstbeurteilerin oder Erstbeurteiler ist in der Regel die oder der
unmittelbare Vorgesetzte. Fruhere Vorgesetzte im Beurteilungszeitraum
sind vor der Beurteilung zu héren; waren sie langer als zwolf Monate
Vorgesetzte der Beamtin oder des Beamten, ist ein Beurteilungsbeitrag zu
erstellen. Der Beurteilungsbeitrag ist der Erstbeurteilerin oder dem
Erstbeurteiler fur die nachste Beurteilung zur Verfigung zu stellen. Ist die
Beamtin oder der Beamte der oder dem unmittelbaren Vorgesetzten am
Beurteilungsstichtag weniger als sechs Monate unterstellt, ist
Erstbeurteilerin oder Erstbeurteiler grundsatzlich die oder der friihere
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Vorgesetzte. Vorgesetzte. Diese oder dieser hat die unmittelbare Vorgesetzte oder den
unmittelbaren Vorgesetzten der Beamtin oder des Beamten zu héren.
41b Neu .8 41b

Fiktive Fortschreibung

(1) Die fiktive Fortschreibung gemaf § 59 Absatz 2 LBG ist vor einer Aus-
wahlentscheidung um einen Dienstposten oder ein Beférderungsamt unter
Berlcksichtigung des seinerzeit angelegten Mafistabs und der durch-
schnittlichen Entwicklung vergleichbarer Beamtinnen und Beamter (Ver-
gleichsgruppe) von Amts wegen durchzufuhren.

(2) Die Vergleichsgruppe soll zum Beginn der Beurlaubung oder Freistel-
lung gebildet werden und ist zu dokumentieren. Die betroffene Beamtin
oder der betroffene Beamte ist Uber die gebildete Vergleichsgruppe in an-
onymisierter Form in Textform bekannt zu geben. Der Beamtin oder dem
Beamten ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Anhérungsfrist
gemal Satz 3 betragt zwei Wochen.

(3) Stehen zur Bildung der Vergleichsgruppe nicht mindestens flinf Beam-
tinnen und Beamte gemaR § 59 Absatz 2 Satz 3 LBG zur Verfigung, sind
zunachst Tarifbeschaftigte derselben Qualifikationsebene einzubeziehen.
Wird damit die Mindestgrofie weiterhin nicht erreicht, sind die Beschaftig-
ten einzubeziehen, die zum mafRgeblichen Zeitpunkt einer um eine Stufe
abweichenden Besoldungs- oder Entgeltgruppe angehdren und in der letz-
ten Regelbeurteilung mit einem entsprechenden Gesamturteil wie die oder
der Betroffene beurteilt wurden. Dabei sind die Gesamturteile unter Berlck-
sichtigung der unterschiedlichen Besoldungs- oder Entgeltgruppen ver-
gleichbar zu machen.

(4) Stehen mehr als zehn Beamtinnen und Beamte fir die Bildung der Ver-
gleichsgruppe zur Verfligung, kann zur Verwaltungsvereinfachung aus
ihnen eine reprasentative Auswahl von mindestens zehn Personen getrof-
fen werden.
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(5) Mitglieder der urspriinglichen Vergleichsgruppe scheiden aus der Ver-
gleichsgruppe aus, wenn fir diese kein aktuelles Regelbeurteilungsergeb-
nis vorliegt. Wird die MindestgroRe von fiinf Beamtinnen und Beamten
unterschritten, ist sie sachgerecht nach den in Absatz 3 aufgestellten
Grundsatzen aufzufullen.

(6) Die Beurteilung ist bis zu dem Zeitpunkt fiktiv fortzuschreiben, an dem
die aktuellsten Beurteilungen der Mitbewerberinnen und Mitbewerber ab-
schlief3en.

(7) In der fiktiven Fortschreibung sind neben dem Ergebnis der letzten Re-
gelbeurteilung alle noch verwertbaren Erkenntnisse Uber die freigestellte
Bewerberin oder den freigestellten Bewerber heranzuziehen. Dabei ist ein
fortschreitender Erfahrungsgewinn zu fingieren und die durchschnittliche
Leistungsentwicklung der Vergleichsgruppe wertend einzubeziehen.

(8) Das Gesamturteil der fiktiven Beurteilung errechnet sich aus dem auf
eine ganze Zahl gerundeten Durchschnittswert (arithmetisches Mittel) der
Gesamturteile der Vergleichsgruppe, im Falle der Einbeziehung von Be-
schaftigten unterschiedlicher Besoldungs- oder Entgeltgruppen der ent-
sprechend vergleichbar gemachten Gesamturteile.

(9) Die Grundlagen, die Berechnungsweise, die maf3geblichen Erwagun-
gen und das Ergebnis der fiktiven Fortschreibung sind zu dokumentieren.
Mindestens die malRgeblichen Erwagungen und das Ergebnis der fiktiven
Fortschreibung sind der betroffenen Beamtin oder dem betroffenen Beam-
ten in anonymisierter Form in Textform bekannt zu geben. Der Beamtin
oder dem Beamten ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die An-
hérungsfrist gemaf Satz 3 betragt zwei Wochen.”

42

(3) Soweit es die besonderen Verhaltnisse einer Laufbahn erfordern,
kénnen in den Laufbahnverordnungen nach § 25 Absatz 2 Satz 2 LBG
von den §§ 39 bis 41a abweichende Regelungen getroffen werden.

(3) Soweit es die besonderen Verhaltnisse einer Laufbahn erfordern, kén-
nen in den Laufbahnverordnungen nach § 25 Absatz 2 Satz 2 LBG von den
8§ 39 bis 41b abweichende Regelungen getroffen werden.
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9

(2) Verqutungen fir Nebentatigkeiten nach Absatz 1 diirfen den Hochstbe-
trag nicht Uibersteigen. Der Hochstbetrag fur ein Kalenderjahr ist das Zwolf-
fache der vom Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales nach § 8 Absatz
1 a Satz 3 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschrif-
ten flr die Sozialversicherung — in der Fassung der Bekanntmachung vom
12. November 2009 (BGBI. | S. 850, ber. S 3973), zuletzt geandert durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 27. April 2026 (BGBI. | 2026 Nr. 119, S. 10),
bekanntgegebenen und fir das Ende des Kalenderjahres malRgeblichen
Geringfiigigkeitsgrenze. In den Féllen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 bis
6 darf der Betrag im Einzelfall Gberschritten werden, insbesondere wenn
anderenfalls die Austibung der Nebentatigkeit nicht zugemutet werden
kann.

10

(1) Erhalt eine Beamtin oder ein Beamter Vergutungen fir eine oder
mehrere Nebentatigkeiten, die im offentlichen Dienst (§ 4) oder auf
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des
Dienstvorgesetzten ausgeibt werden, so ist der Betrag an den
Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, um den die Vergitungen fir die in
einem Kalenderjahr ausgelibten Nebentatigkeiten den Betrag nach § 9
Abs. 2 Satz4 Ubersteigen. Soweit mit der Vergiitung Aufwendungen
abgegolten werden, insbesondere

1. Reisekosten im Sinne des § 8 Abs. 2,

2. fur die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material
des Dienstherrn einschlieRlich eines Vorteilsausgleichs,

3. fir sonstige Hilfeleistungen und selbstbeschafftes Material,

bleiben diese unberlcksichtigt, wenn hierfur kein gesonderter Ersatz
geleistet worden ist.

(1) Erhalt eine Beamtin oder ein Beamter Vergutungen fir eine oder
mehrere Nebentatigkeiten, die im offentlichen Dienst (§ 4) oder auf
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten
ausgeulbt werden, so ist der Betrag an den Dienstherrn im Hauptamt
abzuliefern, um den die Vergitungen fir die in einem Kalenderjahr
ausgelbten Nebentatigkeiten den Betrag nach § 9 Absatz 2 Satz 2
Ubersteigen. Soweit mit der Vergitung Aufwendungen abgegolten werden,
insbesondere

1. Reisekosten im Sinne des § 8 Abs. 2,

2. fUr die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des
Dienstherrn einschlieBlich eines Vorteilsausgleichs,

3. fur sonstige Hilfeleistungen und selbstbeschafftes Material,

bleiben diese unbericksichtigt, wenn hierfur kein gesonderter Ersatz
geleistet worden ist.
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[..]

(5) Bei Tatigkeiten, die zur Wahrung von Interessen des Landes
Schleswig-Holstein in landeribergreifend aufgrund staatsvertraglicher
Verpflichtung zusammengesetzten Gremien ausgetibt werden, kbnnen
im Einzelfall durch die Landesregierung Ausnahmen von der
Ablieferungspflicht fir diese Tatigkeit nach Absatz 1 bis zur H6he des in
§ 9 Abs. 2 Satz4 genannten Betrages zugelassen werden.

[.]

(5) Bei Tatigkeiten, die zur Wahrung von Interessen des Landes Schleswig-
Holstein in landertibergreifend aufgrund staatsvertraglicher Verpflichtung
zusammengesetzten Gremien ausgelibt werden, kénnen im Einzelfall
durch die Landesregierung Ausnahmen von der Ablieferungspflicht fiir
diese Tatigkeit nach Absatz 1 bis zur Hohe des in § 9 Absatz 2 Satz 2
genannten Betrages zugelassen werden.

11 (1) Die Beamtin oder der Beamte bedarf der vorherigen Genehmigung der
oder des Dienstvorgesetzten in Textform, wenn bei der Auslibung einer
Nebentatigkeit Einrichtungen, Personal oder Material ihres oder seines
Dienstherrn in Anspruch genommen werden soll.

15 (2) Soweit die oder der Dienstvorgesetzte nichts anderes bestimmt, sind [(2) Soweit die oder der Dienstvorgesetzte nichts anderes bestimmt, sind ihr

ihr oder ihm die fur die Festsetzung des Nutzungsentgelts erforderlichen
Angaben innerhalb eines Monats nach Beendigung der
Inanspruchnahme, bei fortlaufender Inanspruchnahme bis zum 1.
Februar und 1. August fir das jeweils abgelaufene Kalenderhalbjahr,
schriftlich-oder-elekironisech mitzuteilen. Kommt die Beamtin oder der
Beamte dieser Verpflichtung trotz einer Mahnung nicht nach, wird das
Nutzungsentgelt aufgrund einer Schatzung festgesetzt.

oder ihm die fiir die Festsetzung des Nutzungsentgelts erforderlichen
Angaben innerhalb eines Monats nach Beendigung der Inanspruchnahme,
bei fortlaufender Inanspruchnahme bis zum 1. Februar und 1. August fur
das jeweils abgelaufene Kalenderhalbjahr, in Textform mitzuteilen. Kommt
die Beamtin oder der Beamte dieser Verpflichtung trotz einer Mahnung
nicht nach, wird das Nutzungsentgelt aufgrund einer Schatzung
festgesetzt.
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der Landesregierung



Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Formerfordernisse im Dienstrecht und Anpassung weiterer dienstrechtlicher Regelungen

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hinweis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz. 

Federführend ist der Ministerpräsident.

Zuständiger Ausschuss: Finanzausschuss









